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Zuletzt in der ersten H
älfte des Jahres 2016 gab es

erneute G
erüchte über m

ögliche Fusionen bei den
öffentlich-rechtlichen Versicherungen, erneut w

urde
über den Zusam

m
enschluss der Provinzial Rheinland

und der Provinzial N
ordW

est spekuliert. D
ieser Zu-

sam
m

enschluss w
ar zuletzt 2013 gescheitert. 

2012 w
urde bekannt, dass es in der Provinzial N

ord-
W

est Ü
berlegungen gab, die Versicherung an den Al-

lianz-Konzern zu verkaufen. D
er Verkauf scheiterte

am
 W

iderstand der Beschäftigten, betroffener Bürge-
rinnen und Bürger und der Politik.

Auch w
enn die bisherigen Fusionspläne gescheitert

sind, ist dam
it zu rechnen, dass bald w

ieder w
elche

geschm
iedet w

erden – zu groß ist der D
ruck der

N
iedrigzinspolitik, die auch den öffentlich-recht-

lichen Versicherungen Problem
e bereiten. D

ie Frak-
tionen der LIN

KEN
 in der Landschaftsversam

m
lung

Rheinland und in der Landschaftsversam
m

lung
W

estfalen-Lippe bieten m
it dieser Broschüre Ein-

schätzungen und H
intergrundm

aterial zu den beiden
Provinzial-Versicherungen – auch um

 Argum
ente für

künftige Auseinandersetzungen bereitzustellen.

Ö
ffentliche Versicherungen sind notw

endig und 
hilfreich, denn:

1.
brauchen die privaten Versicherer eine öffent-
lich kontrollierte Konkurrenz, die auch in der

Lage ist, Schadensfälle zu versichern, die die Priva-
ten verw

eigern oder unerschw
inglich m

achen – etw
a

den G
ebäudeschutz in von H

ochw
asser bedrohten

G
ebieten, die Versicherung von Flüchtlingsunter-

künften oder die Berufshaftpflicht für H
ebam

m
en.

D
am

it die öffentlichen Versicherungen nicht in
Schw

ierigkeiten geraten, w
eil sie nur die teuersten

Risikofälle versichern, m
üssen sie auf allen Sektoren

tätig sein können.

2.
schafft die Verbindung von Sparkassen und
Provinzialversicherungen eine flächendecken-

de persönliche Erreichbarkeit der Versicherungsver-
tretungen. G

erade die Verbreitung in der Fläche ist
ein Vorteil der Provinzial-Versicherungen. D

ies ist
nicht nur auf dem

 Land, sondern auch in den Städ-
ten von Bedeutung für die Bevölkerungsgruppen, die
keinen einfachen Zugang zum

 Internet haben oder
sich dieser H

ilfsm
ittel nicht bedienen können.

3.
ist es gut, w

enn im
 hart um

käm
pften Versi-

cherungsbereich gew
erkschaftlich hoch orga-

nisierte Arbeitnehm
er*innen dafür sorgen können,

dass sich Einkom
m

en und Arbeitsbedingungen auf
gutem

 N
iveau bew

egen. D
as setzt Standards auch

für andere Versicherungen.

D
ie Provinzial-Versicherungen sind nicht verpflichtet,

ihre G
eschäfte nur unter dem

 D
ruck der G

ew
innm

a-
xim

ierung zu entw
ickeln. In verschiedenen Satzun-

gen und gesetzlichen Regelungen ist festgehalten,
dass sie dem

 G
em

einw
ohl verpflichtet sind und

H
auptzw

eck ihres G
eschäftsbetriebs nicht die Erzie-

lung von G
ew

inn ist. D
am

it besteht ein Versiche-
rungsw

esen, das erschw
ingliche Versicherungen für

alle anbieten könnte. 

D
a die Provinzial-Versicherungen jedoch im

 W
esent-

lichen als Aktiengesellschaften organisiert sind,
unterliegen sie auch den Vorgaben des Aktienrechts
und m

üssen D
ividenden erw

irtschaften. D
iese D

ivi-
denden gehen an die öffentlichen Eigentüm

er, die
sie zur Verbesserung ihrer ohnehin prekären Einnah-
m

esituation nutzen, auch w
enn dies nur Bruchteile

der öffentlichen H
aushalte ausm

acht. O
b dieser An-

satz zukunftsw
eisend ist, m

uss bezw
eifelt w

erden.

Für Kom
m

unen und Landschaftsverbände ist eine si-
chere Finanzierung durch öffentliche Steuern unab-
dingbar. Für die Provinzialversicherungen m

üssen
Bedingungen gew

ährleistet w
erden, die die Veranke-

rung in der Fläche und ein gutes Versicherungsange-
bot auch für einkom

m
ensschw

ache Einw
ohnerinnen

und Einw
ohner sichern.

4 B
ranch

e im
 U

m
bruch

A
n

ja K
rü

ger, Jou
rn

alistin
, frü

h
er Fin

an
cial T

im
es D

eu
tsch

lan
d, jetzt D

ISPU
T

D
er D

ru
ck

 au
f die Provin

zial R
h

ein
-

lan
d u

n
d die Provin

zial N
ordW

est
zu

r Fu
sion

 h
ält an

So etw
as hatte es in der stets auf Seriosität bedach-

ten Versicherungsbranche bis dahin noch nicht ge-
geben: Auf dem

 W
eg zu einer Belegschaftsversam

m
-

lung ram
m

te sich der C
hef der Provinzial N

ordw
est,

U
lrich Rüther, einen Schraubenzieher in die Brust –

und behauptete, ein verm
um

m
ter M

ann habe ihn in
der Tiefgarage der M

ünsteraner H
auptverw

altung
überfallen. Bei der Versam

m
lung sollte es um

 eine
m

ögliche Ü
bernahm

e durch den Versicherungsrie-
sen Allianz gehen. Statt dort zu sprechen, kam

 
Rüther ins Krankenhaus. Seine falsche G

eschichte
flog schnell auf.

D
as w

ar im
 W

inter 2012. D
ie Provinzial N

ordW
est ist

nicht an die Allianz verkauft w
orden, die Ü

bernahm
e

scheiterte am
 W

iderstand von Bürger*innen, Politik
und Belegschaft. Rüther blieb vorerst auf seinem
Posten. D

ie Provinzial ist ein öffentlich-rechtlicher
Versicherer und gehört zu je 40 Prozent dem

 Land-
schaftsverband W

estfalen-Lippe und dem
 Sparkas-

senverband W
estfalen-Lippe. Eine Ü

bernahm
e durch

die Allianz hätte das U
nternehm

en etliche Arbeits-
plätze gekostet. Rüther erklärte im

 D
ezem

ber 2012,
er habe sich w

egen der großen psychischen Belas-
tung im

 Ü
bernahm

epoker m
it der Allianz selbst ver-

letzt. Persönlich galt er als G
egner eines Verkaufs.

2,5 M
illiarden Euro soll der Versicherungsgigant ge-

boten haben. D
afür hätte der Branchenprim

us auf
einen Schlag m

ehr als drei M
illionen neue Kund*in-

nen bekom
m

en. Schw
erw

iegender w
äre die politi-

sche W
irkung gew

esen: D
ie erste Privatisierung im

Lager der öffentlich-rechtlichen Versicherer hätte,
Branchenkenner*innen zufolge, eine W

elle w
eiterer

Verkäufe nach sich gezogen.

D
ie Provinzial N

ordW
est gehört w

ie die Provinzial
Rheinland zu den insgesam

t elf öffentlich-recht-
lichen Versicherungsgruppen in D

eutschland. Ö
ffent-

lich-rechtlich bedeutet, dass sie im
 Besitz von Kom

-
m

unalverbänden w
ie – im

 Fall der Provinzial Rhein-
land – dem

 Landschaftsverband Rheinland, Verbän-
den der Sparkassen oder anderen öffentlichen Trä-
gern sind. Zusam

m
en sind die elf Ö

ffentlichen m
it

Beitragseinnahm
en von insgesam

t 21,3 M
illiarden

Foto: H
artm

ut910 /pixelio.de
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Euro nach der Allianz der zw
eitgrößte Anbieter in

D
eutschland. M

it Beitragseinnahm
en von 7,6 M

illiar-
den Euro im

 Jahr 2015 ist die Versicherungskam
m

er
Bayern der größte öffentlich-rechtliche Versicherer,
zw

eitgrößter ist die Provinzial N
ordW

est. D
anach

folgt die Stuttgarter Sparkassenversicherung, auf
Platz vier die Provinzial Rheinland.

D
ie öffentlichen Versicherer sind im

 Vergleich zu
den privaten W

ettbew
erbern überdurchschnittlich er-

folgreich. Sie konnten 2015 zum
 dritten M

al in Folge
ihren M

arktanteil ausbauen, der jetzt bei 11,2 Pro-
zent liegt. Sie erzielten zusam

m
en einen Vorsteuer-

gew
inn von gew

altigen 924 M
illionen Euro. „Es ist

den öffentlichen Versicherern erneut gelungen, über-
durchschnittliches W

achstum
 und stabile Erträge un-

ter einen H
ut zu bekom

m
en“, sagt U

lrich-Bernd
W

olff von der Sahl, Vorsitzender des Verbands der
öffentlichen Versicherer. D

urch den G
ew

inn gäbe es
genug Spielraum

 für Investitionen im
 Internetbe-

reich. „Im
 Verbund m

it den Sparkassen investieren
die öffentlichen Versicherer in zahlreiche D

igitalisie-
rungsvorhaben, um

 das funktionierende G
eschäfts-

m
odell der regionalen N

ähe durch digitale N
ähe zu

ergänzen“, kündigt er an. 

D
ie öffentlichen Versicherer arbeiten regional ge-

trennt. Jeder ist nur in einer bestim
m

ten Region tä-
tig, verkauft dort Policen über eigene Filialen und
Sparkassen und m

acht den Schw
estergesellschaften

keine Konkurrenz. N
eben eigenen M

arkenprodukten
setzen sie zunehm

end aber auch auf gem
einsam

e
Angebote, die bundesw

eit einheitlich gestaltet sind
und unter der gleichen M

arke über die Sparkassen
verkauft w

erden. 2015 haben die öffentlichen Versi-
cherer die Police „Sparkassen-PrivatSchutz“ auf den
M

arkt gebracht, eine kom
binierte H

aftpflicht-, H
aus-

rat-, Rechtsschutz- und U
nfallversicherung. Verbrau-

cherschützer w
arnen vor solchen Bündelprodukten,

w
eil Kund*innen für Bestandteile zahlen m

üssen, die
sie nicht brauchen. D

ie öffentlichen Versicherer stört
das aber nicht, sie w

ollen nach diesem
 M

uster w
ei-

tere gem
einsam

e Angebote entw
ickeln. D

ass die
Provinzial-G

esellschaften und ihre Schw
esterunter-

nehm
en öffentliche Eigner haben, bedeutet nicht,

dass sie unter Verbraucherschutzgesichtspunkten
stets die besseren Produkte anbieten.

D
er Vertrieb über die Sparkassen ist eine große

Stärke der öffentlichen Versicherer. Auch das hatte
die Provinzial N

ordW
est für die Allianz interessant

gem
acht. Vier Jahre nach dem

 Ü
bernahm

eversuch
durch den M

arktführer ist sie noch im
m

er eigenstän-

dig. Eine Privatisierung steht zurzeit nicht zur D
ebat-

te. Trotzdem
 ist fraglich, ob und w

ie lange die öffent-
lichen Versicherer eigenständig bleiben w

erden.
D

enn der D
ruck hin zu einem

 Zusam
m

enschluss
nim

m
t zu. Im

m
er w

ieder gibt es Schlagzeilen und
Spekulationen über eine kurz bevorstehende Fusion.
Bislang haben sich die Bem

ühungen um
 Zusam

m
en-

schlüsse stets zerschlagen. Aber es ist nur eine Fra-
ge der Zeit, bis es dazu kom

m
t. D

enn die Versiche-
rungsbranche steht vor einem

 gew
altigen U

m
bruch.

D
ie alten G

eschäftsm
odelle funktionieren im

 Zeital-
ter des Internets und anhaltend niedriger oder gar
negativer Zinsen auf den Kapitalm

ärkten nicht m
ehr.

„D
igitalisierung, D

em
ografie, N

iedrigzins und Regula-
torik: D

ie Versicherungsbranche befindet sich in ei-
nem

 tief greifenden Veränderungsprozess“, so der
Vorstandsvorsitzende des Provinzial N

ordW
est Kon-

zerns W
olfgang Breuer, der Rüther 2015 abgelöst

hat. Rüthers Vertrag w
ar nicht verlängert w

orden.

D
as Internet stellt die Branche auf den Kopf. Beispiel

Autoversicherung: Früher hatten Kund*innen kaum
die C

hance, Tarife zu vergleichen, denn Angebote ein-
zuholen ist aufgrund der vielen nötigen Angaben auf-
w

endig. Seit es Vergleichsportale im
 Internet gibt, ist

das anders. Interessent*innen m
üssen ein M

al ihre
D

aten eingeben und erhalten m
it w

enigen Klicks D
ut-

zende von Angeboten. Entsprechend hoch ist der
Preiskam

pf in dieser Sparte. D
ie Versicherungsbran-

che ist sehr undurchsichtig, unzählige Vertreter*innen
leben davon, dass Kund*innen verunsichert sind. Ech-
te Preistransparenz gibt es nicht, w

eil die einzelnen
Tarife sehr schlecht vergleichbar sind, kritisieren Ver-
braucherschützer*innen im

m
er w

ieder. Im
 Internet-

zeitalter können sich Verbraucher*innen sehr viel bes-
ser inform

ieren als früher. D
avon profitieren neue G

e-
schäftsm

odelle w
ie die Vergleichs portale, über die

Kund*innen detaillierte Inform
ationen bekom

m
en und

direkt Verträge abschließen können – für die die Por-
tale Provisionen bekom

m
en.

D
ieses G

eld fehlt den klassischen Versicherungsver-
m

ittlern. Sie w
erden m

ehr und m
ehr überflüssig. D

a-
m

it verlieren die Versicherer ihre Steuerungsgew
alt.

D
enn über die Verm

ittler und deren Provisionen kön-
nen und konnten sie Policen in den M

arkt drücken,
die Kund*innen nicht oder nicht in der angebotenen
Form

 brauchen. „Versicherungen kauft m
an nicht,

Versicherungen w
erden verkauft“, ist ein geflügeltes

W
ort in der Branche. D

as gilt vor allem
 für teure Le-

bens- und private Rentenpolicen. W
eil die klassischen

Vertreter an Bedeutung verlieren, w
erden andere Ver-

triebsw
ege – w

ie die Sparkassen – w
ichtiger. 
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D
ie D

igitalisierung ist auch für die internen Prozesse
der Branche ein Problem

: D
ie riesigen D

atenbestände
sind teilw

eise jahrzehntealt. Sie von einem
 M

edium
zum

 anderen zu transferieren, ist schw
ierig und kostet

viel G
eld. D

ie neuen W
ettbew

erber, die das Internet
hervorbringt, m

üssen nicht so große Verw
altungsap-

parate und so viele M
itarbeiter*innen finanzieren w

ie
die alten Schlachtschiffe der Assekuranz. Start-ups
und Fintechs sind ernsthafte Konkurrenten, zum

indest
im

 Vertrieb. D
ie Vorstellung, dass die D

atenkrake
G

oogle einen eigenen Versicherer an den Start bringt,
ist ein Albtraum

 der konventionellen M
anager*innen.

Auch die Ü
beralterung der G

esellschaft ist für die
Versicherungsw

irtschaft perspektivisch ein Problem
,

w
eil es schlicht w

eniger Kund*innen für sie gibt.
W

enn die Babyboom
er*innen in den Ruhestand ge-

hen und ihre Privatrenten ausgezahlt haben w
ollen,

fehlt es an neuen jungen Kund*innen, die m
it ihren

Beiträgen den Verw
altungsapparat aufrechterhalten

– und w
er soll all die Kapitalanlagen kaufen, die

dann auf den M
arkt kom

m
en, um

 die Privatrenten zu
finanzieren? Im

 Prinzip haben die Lebensversicherer
das Problem

, das sie gerne der um
lagenfinanzierten

gesetzlichen Rentenversicherung unterstellen.

Aktuell klagen die M
anager*innen der Versicherungs-

konzerne vor allem
 über die schw

achen Zinsen. Auf-
grund der G

eldpolitik der Europäischen Zentralbank
sind die Zinsen an den Kapitalm

ärkten niedrig. Provin-
zial-N

ordW
est-C

hef Breuer bezeichnet die N
iedrigzins-

phase als die „härteste Zeit in der N
achkriegsge-

schichte“ für die Assekuranz. Allein seine G
esellschaft

verliere pro Jahr rund 80 M
illionen Euro an potenziel-

len Kapitalerträgen, behauptet er. D
ie U

nternehm
en

verw
alten hohe Sum

m
en, um

 die Ansprüche der
Kund*innen nach einem

 Schaden oder bei einer priva-
ten Rentenversicherung ab Beginn des Ruhestands
bedienen zu können. Im

 Jahr 2015 hatte die Versiche-
rungsbranche Kapitalanlagen von 1.493 M

illiarden
Euro in ihren Büchern. Zum

 Vergleich: D
as Bruttoin-

landsprodukt in D
eutschland lag im

 selben Jahr bei
3.027 M

illiarden Euro, der Bundeshaushalt hatte ein
Volum

en von rund 300 M
illiarden Euro. Allein die Pro-

vinzial N
ordW

est und die Provinzial Rheinland haben
zusam

m
en Kapitalanlagen in H

öhe von rund 40 M
illi-

arden Euro – m
ehr als die H

älfte des Landeshaushalts
N

RW
, der ein Volum

en von rund 70 M
illiarden hat. D

ie
öffentlichen Versicherer zusam

m
en verw

alten Kapital-
anlagen von 127,9 M

illiarden Euro.

Früher w
aren die Zinsgew

inne so hoch, dass Versi-
cherer zum

 Beispiel Verluste in der Autoversicherung

dam
it locker ausgleichen und trotzdem

 noch hohe
G

ew
inne m

achen konnten. D
as ist vorbei. H

ält die
N

iedrigzinsphase lange an, kann es ungem
ütlich

w
erden, w

arnen Expert*innen. W
er eine alte Kapital-

lebensversicherung hat, bekom
m

t eine Verzinsung
von bis zu vier Prozent auf den Sparanteil seiner Bei-
tragszahlung. Für die Versicherer ist es zurzeit
schw

ierig, m
it den herköm

m
lichen sicheren Kapital-

anlagen w
ie Bundesanleihen so viel zu erw

irtschaf-
ten. Aber in den Versicherungszentralen sitzen cle-
vere Kapitalanleger*innen, die nach Alternativen su-
chen. D

azu gehört die Ausrichtung auf Public-priva-
te-Partnership-Projekte, bei denen Versicherer zum
Beispiel staatliche Infrastrukturm

aßnahm
en w

ie
Straßenbau finanzieren und dafür vom

 Staat G
eld

kassieren. Sie w
ollen also, dass die Steuerzahler*in-

nen die Zinslücke füllen. D
ie Provinzial Rheinland

sucht nach w
eiteren W

egen. Sie erw
ägt, Teile ihrer

Kunstsam
m

lung zu verkaufen. Aber der Verw
en-

dungszw
eck zeigt, dass es ihr so schlecht nicht ge-

hen kann. D
er Erlös soll nicht den Kund*innen zu-

gutekom
m

en, sondern dazu dienen, ihre traditionelle
Kulturförderung aufrechtzuerhalten. „W

ir können uns
in Zukunft durchaus vorstellen, einzelne W

erke zu
verkaufen, um

 von dem
 Erlös in w

irtschaftlich
schlechteren Zeiten unsere Kulturförderung w

eiter-
hin bestreiten zu können“, sagt Vorstandschef W

al-
ter Tesarczyk.

D
as deutsche Aufsichtsrecht hat für die Versicherer

im
m

er schon doppelt und dreifache Sicherheitsnetze
vorgesehen. N

achdem
 die rot-grüne Bundesregie-

rung die künftigen Renten em
pfindlich gekürzt und

die Bürger*innen in die private Altersvorsorge ge-
zw

ungen hat, hat das zugenom
m

en. D
ie Behörden

lassen kein Risiko zu, denn sie w
ollen erreichen,

dass die Versicherer ihre Versprechen den Kund*in-
nen gegenüber einhalten können – sonst m

üsste der
Staat einspringen. Für private Rentenversicherungen
m

it hohen garantierten Zinssätzen beispielsw
eise

m
üssen die U

nternehm
en spezielle Rücklagen bil-

den, die sogenannte Zinszusatzreserve. D
iese „Regu-

lierung“ ärgert Versicherungsm
anager*innen. D

enn
zum

 einen können sie nicht ganz so schalten und
w

alten, w
ie sie m

öchten, und zum
 anderen kosten

höhere Sicherheitsanforderungen G
eld, etw

a in Form
von m

ehr Eigenkapital oder der Zinszusatzreserve.
Branchenkenner*innen bew

erten die Lage unter-
schiedlich. Reiner W

ill von der Ratingagentur Asse-
kurata etw

a w
arnt vor „einer schw

eren G
rippe“, die

einige Lebensversicherer aufgrund der niedrigen Zin-
sen haben. D

er Vorsitzende des Bundes der Versi-
cherten, der Versicherungsm

athem
atiker Axel Klein-



lein, ist dagegen davon überzeugt, dass die Branche
stabil ist – und die Aufsichtsbehörden auch auf das
dauerhafte Klagen der M

anager*innen über die nie-
drigen Zinsen reagieren, m

it denen sie w
eitere Er-

leichterungen zugunsten der U
nternehm

en durchset-
zen w

ollen. „M
it ihrer Jam

m
erei hat sich die Branche

einen Bärendienst erw
iesen“, ist Kleinlein überzeugt.

H
inzu kom

m
t: Auch der Klim

aw
andel w

ird für die
Versicherer ein im

m
er größeres Problem

. Extrem
e

W
etterereignisse nehm

en auch in Europa und in
D

eutschland zu. Starkregen und Ü
berschw

em
m

un-
gen können heutzutage an allen m

öglichen O
rten

große Schäden verursachen. Früher w
aren Risikoge-

biete besser kalkulierbar. Ö
ffentliche Versicherer

sind von dieser Entw
icklung besonders betroffen,

w
eil sie in vielen Regionen M

arktführer in der G
e-

bäudeversicherung sind. Verbraucherschützer*innen
raten Kund*innen, die in als überflutungsgefährdet
eingestuften G

ebieten w
ohnen, bei öffentlichen Ver-

sicherern Angebote einzuholen – denn die privaten
vergeben restriktiver Versicherungsschutz. Aber w

as
für Kund*innen gut ist, ist für die Bilanzen der G

e-
sellschaften m

itunter schlecht.

D
ie vielen Veränderungen bedeuten für die Branche

vor allem
 eins: D

er Kostenfaktor w
ird im

m
er w

ichti-
ger. D

ie U
nternehm

en m
üssen w

eitaus effizienter ar-
beiten, um

 im
 W

ettbew
erb bestehen zu können. In

der um
satzstarken Sparte Lebensversicherung sin-

ken die Einnahm
en. D

ass sich der Trend um
kehrt, ist

unw
ahrscheinlich. D

enn die Policen w
erden aufgrund

der w
eiter sinkenden garantierten Verzinsung der

Kundeneinlagen im
m

er unattraktiver. D
as sorgt für

w
eiteren D

ruck, denn die Verw
altungskosten bleiben

auch bei sinkenden Einnahm
en gleich hoch. D

er Ver-
sicherungsm

arkt in D
eutschland ist stark zersplit-

tert. Es gibt m
ehrere H

undert G
esellschaften. D

er
zunehm

ende D
ruck sorgt für Ü

bernahm
en und Fu-

sionen. Je größer eine G
esellschaft ist, desto günsti-

ger kann sie arbeiten, glauben viele M
anager*innen.

N
ur w

enige stellen das infrage, etw
a G

ew
erkschaf-

ter*innen.

W
eil die Ö

ffentlichen separat arbeiten, sind die ein-
zelnen U

nternehm
en im

 Vergleich zu den großen
W

ettbew
erbern klein – gleichzeitig haben sie elf Vor-

stände m
it etlichen hoch bezahlten M

anager*innen
statt ein Führungsgrem

ium
 und elf H

auptverw
altun-

gen statt eine. D
as ist teuer. U

m
 den G

rößennachteil
auszugleichen, haben sie bereits eine Reihe von Ko-
operationen auf den W

eg gebracht, neben den ge-
m

einsam
en Produkten etw

a die Reisekrankenversi-

cherung U
nion, eine gem

einsam
e O

nline-M
arke oder

die D
eutsche Rückversicherung AG

. Rückversicherer
sind die Versicherer der G

esellschaften, bei denen
Kund*innen Verträge abschließen. An sie können die
sogenannten Erstversicherer w

ie die Provinzial-G
e-

sellschaften oder die Allianz Risiken w
eitergeben,

dam
it sie nicht in Schw

ierigkeiten geraten, w
enn sie

etw
a nach einer N

aturkatastrophe extrem
 viele

Schäden auf einm
al regulieren m

üssen.

Schon w
eil der Kostendruck steigt, w

ächst auch der
D

ruck auf die öffentlichen Versicherer, zu fusionie-
ren oder w

enigstens stärker zusam
m

enzuarbeiten.
Allerdings kostet so etw

as zunächst einm
al viel G

eld,
bevor die sogenannten Synergien w

irken können.
Kosten verursacht nicht nur der erforderliche Ver-
w

altungsum
bau, sondern auch der im

m
er m

it Fusio-
nen verbundene Personalabbau – denn hier liegen
schließlich die Synergien, von denen M

anager*innen
gerne sprechen. D

och w
er Personal kündigt, m

uss
Abfindungen zahlen. Bei Fusionen von Versicherern
w

ird in der Regel rund ein D
rittel der Stellen der

übernom
m

enen G
esellschaft gestrichen. D

ie Rating -
agentur Fitch glaubt allerdings nicht, dass m

it einer
Fusion im

 Lager der Ö
ffentlichen große Synergien

gehoben w
erden können – w

eil sie in festgelegten
G

ebieten tätig sind, die sich nicht überschneiden.

D
och ungeachtet dessen steigt vor allem

 auf die
Provinzial N

ordW
est und die Provinzial Rheinland der

D
ruck, sich zusam

m
enzuschließen – im

m
erhin befin-

den sie sich zu einem
 großen Teil im

 gleichen
Bundesland. D

ie nordrhein-w
estfälische Landesregie-

rung m
ahnt im

m
er w

ieder eine Fusion an. Vier An-
läufe haben die beiden Versicherer hinter sich, bei
keinem

 konnten sich M
anager*innen und

Politiker*innen einigen. 2013 schien nach der dro-
henden Privatisierung der Provinzial N

ordW
est ein

Zusam
m

enschluss unm
ittelbar bevorzustehen. D

och
die Fusion scheiterte an einem

 Streit der Eigner über
die künftige Rechtsform

. D
ie Provinzial N

ordW
est ist

bereits vor einigen Jahren in eine Aktiengesellschaft
um

gew
andelt w

orden, die eben in der H
and öffent-

licher Träger ist. D
ie Provinzial Rheinland ist dage-

gen eine Körperschaft öffentlichen Rechts. D
er

Landschaftsverband W
estfalen-Lippe als ein großer

Eigner der Provinzial N
ordW

est drang darauf, an der
Rechtsform

 der Aktiengesellschaft festzuhalten – be-
gründet w

urde das m
it drohenden hohen Steuer-

nachzahlungen.

Trotz des Fehlschlags ist der Zusam
m

enschluss kei-
nesw

egs vom
 Tisch. „D

as Them
a w

ird nicht vom
 Ra-7

8

dar verschw
inden“, so Provinzial-N

ordW
est-C

hef
W

olfgang Breuer bei der Vorlage der Bilanz seiner
G

esellschaft im
 Juni. M

ehr w
ollte er dazu nicht sa-

gen. D
as sei Sache der Eigner. Bevor die sich m

it ei-
nem

 neuen Anlauf an die Ö
ffentlichkeit w

agen, w
er-

den sie einen Fusionsplan w
asserdicht festklopfen.

D
as bedeutet: W

enn ein Zusam
m

enschluss erneut
auf die Tagesordnung kom

m
t, dann w

ird er schnell
realisiert.

D
ie Belegschaften w

ürden also nicht viel Zeit haben
zu reagieren. D

ie Betriebsräte und die zuständige G
e-

w
erkschaft ver.di lehnen eine Fusion ab. „D

er Provin-
zialkonzern ist stark, gut aufgestellt, und es gibt aus
unserer Sicht keine N

otw
endigkeit für solche D

iskus-
sionen und Vorhaben“, sagt Frank Schischefsky, Fach-
bereichsleiter für den Finanzdienstleistungsbereich im
ver.di-Landesbezirk N

ord.

Betriebsrät*innen und G
ew

erkschafter*innen fürch-
ten, dass durch Zusam

m
enschlüsse m

assenhaft Ar-
beitsplätze in G

efahr sein w
erden. D

as ist berech-
tigt. Auch ohne Fusionen w

erden en gros Stellen ge-
strichen. D

er Versicherungskonzern G
enerali zum

Beispiel baut 1.000 Arbeitsplätze ab, Talanx 900, die
Ergo-G

ruppe 1.500. D
ie Provinzial Rheinland w

ill in
den kom

m
enden drei Jahren rund 150 bis 200 von

jetzt 2.260 Vollzeitstellen abbauen. D
as sieht das

Program
m

 „Plan P“ vor, m
it dem

 sich die G
esell-

schaft zukunftsfest m
achen w

ill. Zu Entlassungen
solle es nicht kom

m
en, versichert der Vorstand. D

er
Stellenabbau soll über Fluktuation erfolgen, viele
M

itarbeiter*innen gehen in den kom
m

enden Jahren
in den Ruhestand. D

er Versicherer w
ill Kostenein-

sparungen von 20 bis 25 M
illionen Euro realisieren

und seinen Vertrieb m
odernisieren, indem

 er m
ehr

digitale Angebote m
acht, etw

a m
it einer App.

D
ie Provinzial N

ordW
est hat das Program

m
 „N

ord-
W

est 2018 – Stark für unsere Regionen“ aufgelegt.
Sie ist tätig in Teilen N

ordrhein-W
estfalens, in H

am
-

burg, Schlesw
ig-H

olstein und M
ecklenburg-Vorpom

-
m

ern. Bis 2018 w
ill die Provinzial N

ordW
est 30 M

illi-
onen Euro in die D

igitalisierung investieren. Prozesse
sollen standardisiert und autom

atisiert w
erden. O

ffi-
ziell gibt es keine Angaben über den Abbau von Ar-
beitsplätzen. Zurzeit arbeiten bei der Provinzial N

ord-
W

est rund 3.000 M
itarbeiter*innen im

 Innen- und
3.000 im

 Außendienst. Stellenstreichungen könne es
im

 Zuge des altersbedingten Ausscheidens von M
it-

arbeiter*innen perspektivisch geben, räum
t Breuer

denn auch ein. Zu Beginn des Jahres hat die G
esell-

schaft schon einm
al ihren Vorstand verkleinert: von

zehn auf sieben M
itglieder.

D
ie Provinzial-G

esellschaften und ihre Schw
estern aus

dem
 öffentlichen Lager haben m

it den gleichen Pro-
blem

en zu käm
pfen w

ie die privaten W
ettbew

erber.
Aber eines unterscheidet sie: D

ie Ö
ffentlichen haben

einen gesellschaftlichen Auftrag. Sichtbar w
ird das

nicht nur beim
 Sponsoring regionaler Aktivitäten etw

a
von kleinen Sportvereinen, die für bundesw

eit agie-
rende Versicherer viel zu bedeutungslos sind, oder
sehr lokal ausgerichteter Schadenverm

eidungsm
aß-

nahm
en w

ie der U
nterstützung von Feuerw

ehren.
Auch dass die Ö

ffentlichen zurzeit w
eitaus stärker als

private G
esellschaften Flüchtlingsunterkünfte versi-

chern, zeigt das. Anders als die privaten W
ettbew

er-
ber kündigen sie auch nicht gleich nach einem

 Feuer
oder einem

 Anschlag den Vertrag.

Provinzialspendenaktion für die „Kinderhilfe Rum
änien“
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W
ie schätzen Sie die aktuelle Lage der V

ersiche-
rungsw

irtschaft ein
und gibt es da Besonderhei-

ten bei den öffentlich-rechtlichen V
ersicherun-

gen?

D
ie Versicherungsw

irtschaft ist in einer schw
ierigen

Situation. D
as liegt am

 G
eschäftsm

odell, bei dem
 es

sich ja um
 nichts anderes handelt als um

 eine Kapi-
talsam

m
el-bzw

. Verteilgesellschaft. W
eil aber die

Zinssituation m
it absehbar langfristigen N

iedrigzin-
sen so ist, w

ie sie ist, ist das G
eschäftsm

odell ge-
fährdet und dam

it auch die Kundeninteressen, zu-
m

indest bei der Lebensversicherung.

D
as geht einher m

it der Veränderung im
 Kundenver-

halten, Stichw
ort: D

igitalisierung. D
ie Kunden sind

besser inform
iert und haben viel höhere Ansprüche

an Transparenz. U
nd Transparenz ist nicht gerade

die Stärke von Versicherungen, die in der Vergan-
genheit G

eld dam
it verdient haben, intransparent zu

sein.

D
as sind so die beiden großen Entw

icklungen, die
die Versicherungsw

irtschaft insgesam
t im

 G
e-

schäftsm
odell treffen. H

inzu kom
m

t, dass Investitio-
nen in Erneuerungen aufgrund von Ausschüttungsin-
teressen kaum

 ausreichend getätigt w
urden. D

ie
U

nternehm
en hätten viel m

ehr M
ittel in den H

äusern
halten m

üssen, um
 zu investieren. D

as w
ird jetzt

allerdings nachgeholt. W
er da dann G

ew
inner oder

Verlierer sein w
ird, ist noch offen. W

er m
einer M

ei-
nung nach in diesem

 Konzert richtig gut aufgestellt
ist, sind die öffentlichen Versicherungsgesellschaf-
ten, zum

indest, w
enn die Eigentüm

er sie lassen.

Es ist klar, dass in verschieden Bereichen – gerade
auch aus Sicherheitsgründen in der N

iedrigzinssitua-
tion

– zusätzliches Eigenkapital gebraucht w
ird. D

ie
Landschaftsverbände und die Sparkassenverbände
können kein zusätzliches Kapital freim

achen in der
Situation, in der sie sind. D

as heißt für die Versiche-
rungen: Sie m

üssen das nötige G
eld selbst verdie-

nen. D
as geht

dann natür-
lich zulasten
der Ausschüt-
tungen an die
Eigentüm

er.
D

a hat m
an

einen Interes-
senkonflikt.
D

ort, w
o Ei-

gentüm
er

kurzfristig Er-
träge verlan-
gen, die aber
langfristig die
Existenz der
m

ilchgeben-
den Kuh aufs Spiel setzen. D

as ist das D
ilem

m
a, und

darum
 geht es auch in der Auseinandersetzung, die

w
ir gerade führen.

W
as w

ir jetzt brauchen, ist eine Stärkung der öffent-
lichen Versicherer, die ja ein besseres G

eschäftsm
o-

dell haben als die Allianzen, Ergo- und Axa-Versiche-
rer, w

eil sie näher am
 Kunden sind. Kunden, die sich

nicht beim
 anonym

en G
lobal Player versichern las-

sen w
ollen, sondern praktisch beim

 N
achbarn um

die Ecke.

Ist das das Pfund, m
it dem

 sie w
uchern können?

Besteht nicht die G
efahr, die D

igitalisierung zu
vernachlässigen, w

enn m
an zu einseitig darauf

setzt, vor O
rt in den Sparkassen präsent zu

sein?

D
as denke ich nicht. D

ie öffentlichen Versicherer
brauchen sicherlich einen O

nline-Versicherer, aber
als Ergänzung. O

nline ist ja nicht regional, aber es
gibt sicher Kunden, die ihre Versicherung online be-
treiben w

ollen, und da sollte m
an das G

eschäft nicht
nur privaten Versicherern überlassen, denn das w

ä-
ren ja Kundenzugänge, die m

an dann verliert. W
enn

„Eine Fusion ist aus unserer
Sich

t völlig unnötig“
In

terview
 m

it Fran
k

 Fassin
, Fach

bereich
sleiter Fin

an
zdien

st leister N
R

W
 

der G
ew

erk
sch

aft ver.di u
n

d A
rbeitn

eh
m

ervertreter im
 

A
u

fsich
tsrat der Provin

zial N
ordW

est
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aber die öffentlichen Versicherer nur auf online und
den digitalen Vertrieb abstellen w

ürden, dann setz-
ten sie ihre Existenz als regional präsente Versiche-
rer aufs Spiel.

D
ie M

ehrheit der Produkte, insbesondere die, m
it

denen m
an G

eld verdienen kann, sind beratungsin-
tensiv, w

eil sie kom
plex sind. D

as, w
as Kunden

nachfragen, w
ird durch die Individualisierung eher

kom
plexer.

N
ehm

en w
ir das Beispiel einer 60-jährigen Frau, die

bei einer privaten Krankenversicherung für Schw
an-

gerschaft und G
eburt m

itversichert bleibt. Sow
as fin-

det heute keine Akzeptanz m
ehr. Auf D

auer w
ird es

dort individuelle Bausteine geben, w
o der Kunde viel

autonom
er als heute entscheiden kann, w

as er
nim

m
t und w

as er nicht nim
m

t. D
afür braucht er

eine intensive Beratung, die am
 besten natürlich lo-

kal in der N
achbarschaft und persönlich stattfindet. 

W
as ist m

it G
eschäftsm

odellen der anderen V
er-

sicherer, zum
 Beispiel den Plänen der Ergo? (D

ie
V

ereinte D
ienstleistungsgew

erkschaft kritisiert
die aktuell geplanten U

m
baum

aßnahm
en hin-

sichtlich eines zu erw
artenden m

assiven Perso-
nalabbaus bei Ergo scharf. N

ach ver.di-Berech-
nungen sind rund 3.000 A

rbeitsplätze gefährdet.)

H
inter den Plänen der Ergo stecken natürlich reine

Renditeerw
artungen, die, so w

ie die Ergo bisher auf-
gebaut w

ar, auf lange Sicht gefährdet w
aren. D

ieses
[Profitstreben] steht bei den öffentlichen Versiche-
rern nicht im

 Vordergrund, sodass w
ir davon ausge-

hen – im
 M

om
ent –, dass M

itarbeiterabbauprogram
-

m
e w

ie bei der Ergo – m
it betriebsbedingten Been -

digungskündigungen – bei den Ö
ffentlichen nicht

vorkom
m

en w
erden. D

ie Ö
ffentlichen haben das

nicht nur nicht nötig, es w
ürde sogar ihr G

eschäfts-
m

odell infrage stellen. Sie sind Serviceversicherer in
der N

achbarschaft und das m
üssen sie auch

sein.N
icht der billige Jakob, das w

äre kein G
e-

schäftsm
odell, m

it dem
 die Provinzial Versicherun-

gen erfolgreich sein können. Trotzdem
 findet Perso-

nalabbau statt. W
ir haben bei der Provinzial im

Rheinland das sogenannte Program
m

 Plan P, w
o es

um
 zehn Prozent Personalabbau geht; bei der Provin-

zial N
ordW

est ist das ähnlich – nennt sich nur Pro-
vinzial N

ordW
est 2018. D

as sind Effizienzsteige-
rungsprogram

m
e, die m

uss m
an sicher auch als öf-

fentlicher Versicherer m
achen. D

as erw
artet auch

der Kunde, dass er keinen kom
plizierten Service hat,

sondern eine effiziente O
rganisation.

N
ach unseren bisherigen Erkenntnissen läuft das so-

zialverträglich. Sozialverträglichkeit m
uss m

an an
dieser Stelle natürlich genauer definieren. W

enn die
Ergo beispielsw

eise sagt, sozialverträglich sei, w
enn

sie eine Abfindung zahlen. D
as ist aber sicher nicht

unsere Auffassung. W
ir sagen, sozialverträglich be-

deutet, dass niem
and gegen seinen W

illen in die Ar-
beitslosigkeit entlassen w

ird, überhaupt niem
and.

G
egebenenfalls m

uss m
an zum

 Beispiel über Alters-
instrum

ente M
öglichkeiten schaffen, die einen ent-

sprechenden Stellenabbau zulassen.

K
om

m
en w

ir zu den A
rbeitsbedingungen bei den

V
ersicherern. W

ie schätzen Sie diese seitens
ver.di ein? U

nterscheiden sich die Bedingungen
deutlich oder sind sie bei den verschiedenen
V

ersicherern ähnlich? 

Ähnlich ist das natürlich schon, aber w
ir stellen fest,

dass die öffentlichen Versicherer bei den Arbeitsbe-
dingungen im

 Schnitt deutlich besser sind. D
as liegt

nicht daran, dass die Vorstände besser sind, son-
dern eher daran, dass es bei den Versicherern in
N

RW
 einen relativ hohen gew

erkschaftlichen O
rgani-

sationsgrad gibt. Sow
ohl die W

estfalen in M
ünster

als auch die Rheinländer in D
üsseldorf gelten als

ausgew
iesene Streikbetriebe, also w

enn w
ir Streik-

runden für Tarife brauchen, dann sind die Beleg-
schaften dabei, und das w

issen die Vorstände. D
es-

halb sind die dort ein bisschen zurückhaltender und
davon profitieren natürlich auch die nicht gew

erk-
schaftlich organisierten M

itarbeiter.

Im
m

er w
ieder w

erden Fusionen im
 öffentlich-

rechtlichen V
ersicherungslager ins Spiel ge-

bracht. Bislang ohne konkrete Folgen. Es gab da
etw

a die M
eldung über einen m

öglichen Zu-
sam

m
enschluss der Sparkassenversicherung

Stuttgart unter Einbeziehung der Provinzial-V
er-

sicherungen Rheinland und N
ordW

est. N
unm

ehr
soll es intensive G

espräche geben zw
ischen

N
ordW

est und Rheinland. ver.di hat sich – be-
reits als Stuttgart ins Spiel gebracht w

urde – kri-
tisch geäußert und Fusionen im

 Lager der öf-
fentlichen V

ersicherer abgelehnt. A
us w

elchen
G

ründen?  

In der Tat, das haben w
ir, aber zunächst zum

 G
rund-

sätzlichen. In der G
röße liegt für einen Versicherer

nicht natürlicherw
eise ein Vorteil. Im

 G
egenteil. Es

besteht die G
efahr, dass m

an sich aus der Fläche zu-
rückzieht. Insbesondere w

enn Ausschüttungsinteres-
sen der Eigentüm

er im
 Vordergrund stehen. D

ann



w
erden Vorstände ja geradezu dazu gezw

ungen, das
G

eschäft dahingehend zu steuern, dass es nicht um
die Versorgung der Bevölkerung geht, sondern um
Renditeinteressen – dahin, w

o das m
eiste G

eld ver-
dient w

ird.

M
an kann das am

 Beispiel der N
ordW

est ganz gut
zeigen. In M

ecklenburg-Vorpom
m

ern etw
a gibt es ei-

nen nur recht geringen Bedarf an Produkten, die ren-
diteträchtig sind. W

ir sagen, ein öffentlicher Versi-
cherer m

uss trotzdem
 auch dort die Leute m

it Versi-
cherungen versorgen und zum

indest das Angebot
aufrechterhalten. D

as ist m
it großen G

ew
innerw

ar-
tungen nicht vereinbar, w

as aber auch gar nicht nö-
tig ist. D

as ist aber nur ein Aspekt. Ein anderer ist:
W

ir haben zw
ar 14 öffentliche Versicherer in

D
eutschland, aber 90 Prozent des M

arktes teilen
sich die fünf großen. W

enn w
ir von Fusionen spre-

chen, reden w
ir im

m
er über diese G

roßen, und das
gefährdet tendenziell im

m
er die Regionalität. Regio-

nalität, also die N
ähe zum

 Kunden, ist, w
as die öf-

fentlichen Versicherer besonders unterscheidet von
den überregionalen Versicherern der großen Aktien-
gesellschaften. D

eshalb sind w
ir erst m

al skeptisch,
w

as die Ausw
eitung der G

eschäftsgebiete angeht.
U

nd es gibt einen w
eiteren G

rund, skeptisch zu sein:
Eine Fusion w

ird ja angestrebt, w
eil m

an m
eint, m

an
könne bei w

eniger Aufw
and das gleiche G

eld verdie-
nen. W

eniger Aufw
and bedeutet aber vor allem

 ge-
ringere Lohnkosten, und das heißt: w

eniger Arbeits-
plätze. D

as läuft unserer Ansicht nach dem
 Auftrag

der U
nternehm

en insgesam
t zuw

ider, in der Region
sinnvolle Arbeitsplätze zur Verfügung zu stellen.
Trotzdem

 kann eine Fusion natürlich dann sinnvoll
sein, w

enn m
an sich nur dadurch im

 W
ettbew

erb be-
haupten kann und dam

it der G
em

einw
ohlaspekt von

Versicherung erhalten bleibt.

Ich nenne m
al ein Beispiel, das m

ir Sorgen m
acht:

Elem
entarschäden Starkregen und H

ochw
asser. D

as
trifft insbesondere öffentliche Versicherer, aktuell
haben die Stuttgarter Sparkassenversicherer von al-
len Versicherern die höchste Elem

entarschadens-
quote: 75

Prozent. Also 75 Prozent aller H
äuslebau-

er im
 Schw

abenland haben eine Elem
entarschaden-

versicherung, hier im
 Rheinland dürften es circa

50
Prozent sein; das heißt, w

enn die Keller volllau-
fen, zahlen die Stuttgarter im

m
er. W

enn m
an die

fragt, w
ie lange haltet ihr das noch aus, dann be-

kom
m

t m
an keine optim

istische Antw
ort. D

ie m
au-

ern da ein bisschen und lassen sich da auch nicht in
die Bücher schauen. D

ie G
efahr ist, w

enn einer der
öffentlichen Versicherer w

egen solcher Belastungen

kippt und sich eine Allianz oder Axa etc. aus der Rie-
ge der Ö

ffentlichen entfernt – dann w
äre das schon

ein großes Problem
. D

enn die Ö
ffentlichen sind in ih-

ren G
eschäftsbereichen allesam

t M
arktführer, das

heißt m
ithin sehr attraktiv für die privaten Versiche-

rungskonzerne, die aus sich heraus kaum
 m

ehr
w

achsen können, w
eil der M

arkt in D
eutschland ge-

sättigt ist. D
ie haben also ein großes Interesse, sich

diese Bereiche einzuverleiben, auch um
 langfristig

die öffentlich-rechtlichen Elem
ente in unserem

 Fi-
nanzsystem

 zu schw
ächen.

D
as w

äre so ein Fall, w
o ich sage, m

an sucht lieber
eine Lösung in der öffentlich-rechtlichen Fam

ilie, um
den Bestand des öffentlich-rechtlichen Finanzsys-
tem

s zu stützen. D
as m

it seinen drei Säulen – den
G

enossenschaften, den Aktiengesellschaften und
den öffentlichen Versicherern – für das System

 sta-
bilisierend ist und auch die rein kapitalm

arktorien-
tierten Aktiengesellschaften bändigt.

W
enn also beide Provinzial-Versicherungen in N

RW
gesund sind, eine Zukunftsperspektive haben und
keine Leichen im

 Keller liegen, ist eine Fusion aus
unserer Sicht völlig unnötig und bietet regional keine
Vorteile.

Bestünde bei einer Fusion von N
ordW

est und
Rheinland nicht auch die C

hance, dass die zur-
zeit vom

 Privatrecht einer A
ktiengesellschaft do-

m
inierte N

ordW
est w

ieder unter den Bedingun-
gen einer öffentlich-rechtlichen A

nstalt geführt
w

erden könnte? D
as m

üsste doch auch im
 Inter-

esse von ver.di sein.

G
enau, das w

äre der Vorteil. U
nd das w

äre auch der
Punkt, auf dem

 w
ir bestehen w

ürden, w
enn es zu ei-

ner Fusion käm
e, das w

äre zw
ingende Bedingung.

Ansonsten redeten w
ir von einer Privatisierung. Ein

großer Fehler, der dam
als bei der W

estfälischen Pro-
vinzial stattgefunden hat, w

ar ja die U
m

w
andlung ei-

ner öffentlich-rechtlichen Anstalt in eine Aktienge-
sellschaft. D

am
als angeblich aus steuerrechtlichen

G
ründen – das w

ill ich gar nicht beurteilen, ich finde
es aber schon fast pervers, dass der Landtag dam

als
ein G

esetz gem
acht hat, dam

it ein U
nternehm

en w
e-

niger Steuern zahlen kann. D
as ist doch grotesk, sei-

ne eigenen Einnahm
en zu schm

älern. In den Sonn-
tagsreden dazu w

urde dann erzählt, dass dieses
Steuersparm

odell die W
ettbew

erbsfähigkeit erhöhe,
das ist ja Q

uatsch, dann dürfte es eine Provinzial
Rheinland nicht m

ehr geben. Also w
enn m

an über
eine Fusion nachdenkt, ist es für uns zw

ingende Be-11
12

dingung, dass m
an das in der Rechtsform

 der öffent-
lich-rechtlichen Anstalt m

acht.

D
ie aktuellen Ü

berlegungen allerdings – w
ohl auch

m
it Billigung des LVR – sehen bei einer Fusion aller-

dings eine Aktiengesellschaft vor. D
ann w

ürde w
ohl

die Anstalt in D
üsseldorf um

gew
andelt in eine Ak-

tiengesellschaft. O
der – das w

äre ein Politikum
 –

m
an könnte das rechtstechnisch auch so lösen, dass

m
an die öffentlich-rechtliche Anstalt Provinzial

Rheinland einfach als leere H
ülle bestehen lässt –

die hat ja praktisch keine M
itarbeiter –, aber die

Tochtergesellschaften dieser Anstalt einbringt in die
Aktiengesellschaft der Provinzial N

ordW
est. D

ann
könnte m

an den politischen Konflikt verm
eiden, den

eine U
m

w
andlung der Anstalt in eine Aktiengesell-

schaft m
it sich bringen w

ürde. In diesem
 Fall w

ürden
alle operativen G

esellschaften der Versicherungs AG
und der Lebensversicherung AG

 im
 Rheinland unter-

gebracht in der N
ordW

est. Es w
äre dann zw

ar ein
Politikum

, dass die M
ünsteraner die aufnehm

ende
G

esellschaft w
ären, aber das w

äre sicher ein Punkt,
den m

an sich im
 Rheinland irgendw

ie kom
pensieren

lässt – zum
 Beispiel indem

 m
an sagt, D

üsseldorf
w

ird dafür Sitz der G
esellschaft. Es gäbe da sicher

noch alle m
öglichen anderen „D

eals“, die da ge-
m

acht w
erden könnten.

Ein solches Szenario kann doch eigentlich nicht
im

 Sinne der Landesregierung sein, die dann
doch M

acht an die BaFin abgeben w
ürde? 

Eigentlich dürfte eine solche Fusion aus Sicht des
Landes nicht passieren.Es ist ja so, dass der Finanz-
m

inister W
alter-Borjans jetzt die Aufsicht hat. D

er
w

ill einerseits als beaufsichtigende Behörde M
acht

und Einfluss w
ahren, andererseits w

ill er aber auch
nicht ins Visier geraten, w

enn w
as schiefgeht. W

enn
m

an Verantw
ortung hat, m

uss m
an sich küm

m
ern,

und ob er das w
irklich w

ill, w
eiß ich nicht. W

er bür-
det sich heutzutage noch das Risiko eines Finanz-
dienstleisters – sei es Bank oder Versicherung –
auf? Von daher w

eiß ich nicht, ob es nicht auch ein
gegenläufiges Interesse gibt, praktisch hin zu w

eni-
ger Verantw

ortung. Vertrauen genießt die Landesre-
gierung bei uns daher nicht. N

achdem
 die Fusions-

gerüchte aufgetaucht sind, haben w
ir versucht, m

it
H

annelore Kraft darüber zu reden. W
ir kriegen aber

keinen Term
in. Ich w

ill da nicht zu viel hineininter-
pretieren, vielleicht hat sie einfach nur viel zu tun.

W
elche Zukunftsvorstellung hat ver.di im

 H
in-

blick auf die Entw
icklung der öffentlich-recht-

lichen V
ersicherungen? W

ie sollte die Struktur
der öffentlichen V

ersicherer in fünf Jahren aus-
sehen?

Ich habe ja bereits zu Anfang gesagt, dass die ak-
tuelle N

iedrigzinssituation das G
eschäftsm

odell der
Versicherer erschüttert. W

ie das w
eitergeht, w

eiß
heute kein M

ensch. Klar ist, eine Transform
ation

m
uss stattfinden. W

enn m
an einen optim

istischen
Blick hat und die U

nternehm
en w

irtschaftlich gesund
sind – ich habe da keine anderen Inform

ationen –,
dann m

üssen die jetzt intensiv daran arbeiten, zu-
kunftsfähig zu w

erden, insbesondere in Fragen der
Kundennähe. D

ie Kundenschnittstellen auszubauen
und zu intensivieren, m

uss zentrale Angelegenheit
sein – w

eil diese Schnittstellen jeder haben w
ill und

auch braucht. D
iese Kunden-Interfaces w

erden an-
gegriffen, von großen Akteuren – ob das nun
C

heck24, Am
azon oder sonst w

er ist. D
afür m

uss
m

an sich aufseiten der Versicherungen w
appnen,

dafür sind Investitionen nötig, da w
ird viel G

eld ge-
braucht.
D

azu m
üssten bei den Versicherern – sow

ohl aus Si-
cherungsgründen als auch w

egen der nötigen Inves-
titionen – die Interessen der Eigentüm

er zurückge-
stellt w

erden. D
as eigene G

eld w
ird gebraucht, um

sich zukunftssicher aufstellen zu können. W
enn die

öffentlichen Versicherungen diese M
öglichkeit be-

kom
m

en, dann bin ich m
ir ziem

lich sicher, dass es in
fünf Jahren zw

ar einige Versicherungsgesellschaften
w

eniger geben w
ird in D

eutschland, aber keine öf-
fentlich-rechtliche Anstalt davon betroffen sein w

ird.
Im

 G
egenteil, die öffentlich-rechtlichen Anstalten

w
erden dann eine Renaissance erleben.

D
azu ein Beispiel. D

as pfeifen ja die Spatzen von
den D

ächern. In der N
iedrigzinssituation funktioniert

die Lebensversicherung nicht. D
ahinter steckt Fol-

gendes: Früher gab es an den Kapitalm
ärkten 6–7

Prozent Zinsen und der Kunde hat hingenom
m

en,
dass er davon nur 3–4 Prozent bekam

 und den Rest
sich die Versicherung einsteckte.
Bei der N

ullzinssituation sieht der Kunde es über-
haupt nicht ein, dass er der Versicherung G

eld gibt
und dieses Finanzdienstleistungsinstitut ihm

 w
eniger

G
eld zurückgibt als er eingezahlt hat und selbst fette

G
ew

inne ausw
eist. D

afür gibt es keine Akzeptanz
m

ehr und das ist auch gut so.
D

as heißt, w
ir brauchen andere M

odelle, um
 uns vor

der Altersarm
ut zu schützen. W

ir brauchen eine Re-
naissance und eine Stärkung der staatlichen Rente
und es braucht einen Aufbau eines betrieblichen Al-
tersversicherungssystem

s.
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U
nd diesen Auftrag könnten die öffentlich-recht-

lichen Versicherer bekom
m

en. D
a sind die G

ew
erk-

schaften auch als Tarifpartner gefordert: W
ir könn-

ten ja entsprechende Tarifverträge m
achen und zu-

sam
m

en m
it den öffentlich-rechtlichen Versicherun-

gen die betriebliche Altersversorgung flächende-
ckend m

it einem
 kostendeckenden, nicht gew

inn-
orientierten Tarif organisieren. D

as w
äre ein M

odell,
w

o die öffentlich-rechtlichen Versicherer die Renais-
sance des öffentlich-rechtlichen Auftrages

betreiben
könnten. Ich erlebe leider kaum

 Vorstände, die in
eine solche Richtung denken. W

enn m
an sich an-

schaut, w
o kom

m
en die alle her, dann sieht m

an:
D

ie H
älfte kom

m
t von der Allianz, die andere H

älfte
von anderen Aktiengesellschaften – da w

ollen w
ir

auf jeden Fall dran arbeiten, dass da w
as passiert.

Bei einem
 ungünstigeren Szenario, w

enn doch nicht
alles gut w

ird und es m
öglicherw

eise doch versteck-
te faule Eier gibt oder die Kapitalm

arktsituation dann
doch stärker negativ ausschlägt, dann kann es sein,
dass es zu einer Konsolidierung im

 öffentlichen La-
ger kom

m
t. W

ir w
erden uns auf jeden Fall m

it H
än-

den und Füßen dagegen w
ehren, dass privatisiert

w
ird und Aktiengesellschaften zum

 Zuge kom
m

en,
aber w

ir w
ürden dann eine Konsolidierung innerhalb

des öffentlich-rechtlichen Lagers unterstützen, dafür
m

uss es aber innerhalb des Lagers Sicherungsver-
einbarungen geben, und eine w

äre sicherlich die
Rechtsform

 der Anstalt.
D

as w
ären so die zw

ei Szenarien, die ich sehe. W
as

davon w
ahrscheinlicher ist, w

ill ich lieber nicht ge-
fragt w

erden.

Sie und w
eitere A

ufsichtsräte hatten im
 Zu-

sam
m

enhang m
it der enorm

en G
ew

innausschüt-
tung bei der N

ordW
est dagegen geklagt, dass

Privatrecht bei einer A
ktiengesellschaft öffentli-

ches Recht überlagern darf, und einhergehend
dam

it, dass die Provinzial N
ordW

est m
it ihrem

öffentlichen A
uftrag auch an ein U

nternehm
en

aus der Privatw
irtschaft verkauft w

erden darf.
W

ie ist da der Stand?

W
ir haben die Klage nicht in zw

eiter Instanz einge-
reicht. D

ie Klage hatte in erster Instanz ein paar
schöne Ergebnisse, aber nicht das, w

as w
ir erw

artet
hatten. W

ir haben dam
als aber im

m
erhin erreicht,

dass w
ir m

it den Eigentüm
ern den Kom

prom
iss er-

zielen konnten, über den Aufsichtsrat eine Be-
schlusslage herzustellen zum

 unzw
eifelhaften öffent-

lichen Auftrag. D
ieser ist auch rechtlich bindend,

w
as zum

indest von einem
 Teil – dem

 Sparkassenla-
ger und hier insbesondere D

r. G
erlach – m

assiv be-
stritten w

ird.

D
a ist es uns gelungen, eine klare Position hinzube-

kom
m

en, daher haben w
ir die Klage zurückgezogen.

D
ie Klage ist von der G

egenseite sehr ernst genom
-

m
en w

orden – w
enn es nur ein bisschen in unsere

Richtung ausgegangen w
äre, hätte es ein Erdbeben

gegeben. 

D
a das Verfahren nicht im

 Vergleich geendet ist,
sind w

ir in der Lage, jederzeit erneut zu klagen.

14 K
ontrollm

öglickeiten der 
Politk und V

erw
altung

Lara B
asten

, M
itglied der Lan

dsch
aftsversam

m
lu

n
g – D

IE LIN
K

E.

K
on

trollm
öglich

k
eiten

 des 
Lan

dsch
aftsverban

des R
h

ein
lan

d
ü

ber die V
ersich

eru
n

gsgesch
äfte 

der Provin
zial R

h
ein

lan
d

D
er Landschaftsverband Rheinland (LVR) hält Anteile

an der Provinzial Rheinland H
olding, w

elche in der
Rechtsform

 einer Anstalt des öffentlichen Rechts
(AöR) geführt w

ird. Bei einer Anstalt des öffentlichen
Rechts handelt es sich um

 eine öffentlich-rechtliche
Verw

altungsorganisation. Sie ist im
 G

egensatz zu der
häufig vorkom

m
enden Körperschaft nicht durch M

it-
glieder, sondern durch Benutzer definiert. Ihre O

rgane
und deren Eigenschaften unterscheiden sich daher
von denen norm

aler Körperschaften oder herköm
m

-
licher privatrechtlicher Personengesellschaften.

D
ie Ziele der AöR, ihre Rechte und Pflichten sow

ie
ihre O

rgane w
erden durch Satzung festgelegt. D

ie In-
anspruchnahm

e der Leistungen D
ritter w

ürde ge-
sondert hiervon durch eine Benutzungsordnung gere-
gelt w

erden m
üssen. An dieser Stelle sei jedoch er-

w
ähnt, dass es sich bei der Provinzial Rheinland H

ol-
ding ausschließlich um

 den D
achkonzern handelt,

der nicht m
ittelbar m

it dem
 operativen G

eschäft des
Versicherungsw

esens betraut ist.

G
em

äß der Satzung der Provinzial Rheinland H
olding,

w
elche letztm

alig im
 M

ärz 2002 geändert w
urde,

verfügt die AöR über drei O
rgane:

■
 G

ew
ährträgerversam

m
lung

■
 Verw

altungsrat
■

 Vorstand
D

ie jew
eilige Besetzung durch die G

ew
ährträger w

ird
ebenfalls per Satzung bestim

m
t. So kann der Land-

schaftsverband Rheinland durch die Landesdirekto-
rin als geborenes M

itglied des Verw
altungsrates und

der G
ew

ährträgerversam
m

lung und durch M
itglieder

der politischen Vertretung der Landschaftsversam
m

-
lung steuernd auf die H

olding einw
irken.

D
a es sich bei der AöR um

 eine öffentlich-rechtliche G
e-

sellschaftsform
 handelt, ist die N

otw
endigkeit einer

staatlichen Aufsichtsbehörde gegeben. D
iese liegt sat-

zungsgem
äß beim

 Finanzm
inisterium

 des Landes N
ordr-

hein-W
estfalen (N

RW
). H

ierbei handelt es sich jedoch
ausschließlich um

 eine Rechtsaufsicht. Aufgrund der län-
derüberschreitenden Beteiligung in der AöR (N

RW
 und

Rheinland-Pfalz) ist eine Abstim
m

ung der Aufsichtsbe-
hörde m

it dem
 rheinland-pfälzischen Innenm

inisterium
vorzunehm

en. D
ie Provinzial Rheinland H

olding ist m
it

ihren Aktienunternehm
en w

ie folgt strukturiert:

R
h

einisch
er S

parkassen- u
nd

G
iroverband

P
rovinzial R

h
einland H

olding A
öR

S
parkassenverband
 R

h
einland-P

falz

P
rovinzial R

h
einland

Lebensversich
eru

ng A
G

P
rovinzial R

h
einland

V
ersich

eru
ng A

G

32,67 %

34 %

100 %

100 %

33,33 %
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Sitz der Provinzial Rheinland H
olding ist D

üsseldorf,
als Anstalt des öffentlichen Rechts ist sie befugt, ein
D

ienstsiegel zu benutzen und öffentliche U
rkunden

zu erstellen. 

U
nter der H

olding angesiedelt sind die Provinzial
Rheinland Lebensversicherung AG

 (D
ie Versicherung

der Sparkassen) und die Provinzial Rheinland Versi-
cherung AG

 (D
ie Versicherung der Sparkassen) m

it
dem

 Ziel der Förderung der flächendeckenden Ver-
sorgung der Bevölkerung m

it Versicherungsschutz
und der Aufrechterhaltung eines kundenorientierten,
regional dezentralisierten und ausgew

ogenen M
ark-

tes für Versicherungsprodukte. D
as Stam

m
kapital

beträgt m
indestens 200 M

illionen Euro.

Bei einer AöR w
ie der Provinzial Rheinland H

olding
stellt besonders die G

ew
ährträgerversam

m
lung ein

w
ichtiges Steuerungs- und Kontrollelem

ent dar. Ihr
obliegen gem

äß Satzungsbeschluss unter anderem
folgende Aufgaben:
■

 Festlegung der G
rundsätze der G

eschäftspolitik
■

 Änderungen des Stam
m

kapitals sow
ie anderer 

Kapitalm
aßnahm

en
■

 Bestellung und Abberufung von Vorstandsm
itglie-

dern
■

 Zustim
m

ung zu
◗ G

ründung/Auflösung/Erw
erb/Veräußerung von

Beteiligungsgesellschaften
◗ Aufnahm

e von D
arlehensverträgen

Ein Einfluss durch den Landschaftsverband Rhein-
land auf die Einzelunternehm

en der Provinzial Rhein-
land, w

elche in der Form
 Aktiengesellschaft (AG

) ge-
führt w

erden, ist nur bedingt vorhanden.

D
ie Kontrolle über die G

eschäfte der AG
 liegt bei

Vorstand, Aufsichtsrat und Aktionärsversam
m

lung
der AG

. Ein Anspruch auf die Bestellung in den Vor-
stand und den Aufsichtsrat ist rechtlich nicht gege-
ben. 

D
ie Aktienanteile der einzelnen als AG

 geführten
U

nternehm
enszw

eige w
erden von der H

olding gehal-
ten. D

iese kann daher entsprechend ihrer Anteile in
der Aktionärsversam

m
lung aktiv w

erden. D
a im

 vor-
liegenden Fall alle Aktien ausschließlich bei der H

ol-
ding liegen, besteht eine besondere H

errschaft der
H

olding über die Aktiengesellschaften. D
as Recht

steht jedoch der Provinzial Rheinland H
olding als

U
nternehm

en zu und kann daher nicht entsprechend
der Anteile der einzelnen AöR-G

ew
ährträger ge-

sondert w
ahrgenom

m
en w

erden. Eine Steuerung im

Sinne des Landschaftsverbandes ist som
it nicht

m
öglich, da auch jene M

itglieder des Landschafts-
verbandes, die für die AöR die Aktionärsrechte auf
der Versam

m
lung w

ahrnehm
en, ausschließlich zum

W
ohle der AöR und nicht des Landschaftsverbandes

Rheinland abstim
m

en dürfen.  

Im
 G

egensatz zu vielen herköm
m

lich am
 M

arkt akti-
ven Aktiengesellschaften greift bei den vorliegenden
U

nternehm
en eine zusätzliche Kontrollfunktion. D

a
die Aktiengesellschaften sich auf dem

 G
ebiet des

Versicherungsw
esens aktiv betätigen, obliegen sie

der staatlichen Kontrolle durch das Bundesam
t für

Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin). D
ieses stellt

den Schutz der Versicherungsnehm
er*innen sicher,

indem
 Aufsicht geführt w

ird über die Beachtung ih-
rer Belange, die Erfüllbarkeit aus m

öglichen Versi-
cherungsverpflichtungen und die rechtm

äßige
D

urchführung der D
ienstgeschäfte. 

D
iese Kontrolle ist insbesondere dahingehend erfor-

derlich, da es sich bei Versicherungen insgesam
t um

ein Allgem
eingut handeln soll und durch den Versi-

cherungsabschluss ein besonderes Vertrauensver-
hältnis der/des Versicherungsnehm

er*in gegenüber
der G

esellschaft entsteht.

D
erzeit hält der Landschaftsverband Rheinland

32,67
Prozent an der Provinzial Rheinland H

olding.
D

ie übrigen G
ew

ährträger sind der Rheinische Spar-
kassen- und G

iroverband m
it 34

Prozent und der
Sparkassenverband (SPK) Rheinland-Pfalz m

it
33,33

Prozent.

Provinzial R
heinland H

olding

Ein U
nternehm

en der Sparkassen 

G
eschäftsbericht 2015

D
igitalisierung: Chancen für K

unden, 

Vertriebspartner und M
itarbeiter.

 
 

 
2015 

2014 
2013

G
eb

u
ch

te B
ru

ttob
eiträg

e (M
io. EU

R
) 

88 
73 

69 

Zuw
achs in %

  
21,7 

5,7 
–7,3

K
ap

italan
lag

en
 

ohne D
epotforderungen (M

io. EU
R

) 
746 

776 
792 

Zuw
achs in %

  
–3,8 

–2,1 
5,1

N
ettoverzinsung

 

in %
  

 
10,6 

12,8 
11,8

B
ilan

zg
ew

in
n

 2015 u
n

d
 2014 / Jah

resü
b

ersch
u

ss 2013 (M
io. EU

R
) 

45 
50 

48

Eig
en

kap
ital (M

io. EU
R

) 
905 

897 
892 

Zuw
achs in %

  
0,9 

0,5 
1,4

P
rovin

zial R
h

ein
lan

d
 H

old
in

g au
f ein

en
 B

lick
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K
on

trollm
öglich

k
eiten

 des 
Lan

dsch
aftsverban

des W
estfalen

-
Lip

p
e (LW

L) ü
ber die V

ersich
eru

n
gs-

gesch
äfte der Provin

zial N
ordW

est

D
en Versicherungen der Provinzial N

ordW
est, w

el-
che äquivalent zu den Versicherungen der Provinzial
Rheinland als Aktiengesellschaften organisiert sind,
ist ebenfalls ein Fachkonzern übergeordnet, die Pro-
vinzial N

ordW
est H

olding. Sie fungiert als M
anage-

m
ent- und Steuerungsholding, die das aktive Rück-

versicherungsgeschäft betreibt. D
iese ist jedoch

nicht als Anstalt des öffentlichen Rechts, sondern
ebenfalls als Aktiengesellschaft organisiert.
Auch für die Versicherungsgeschäfte der Provinzial
N

ordW
est erfolgt zusätzlich eine Kontrolle durch das

BaFin.

D
ie Provinzial N

ordW
est ist m

it ihren Aktienunter-
nehm

en w
ie folgt strukturiert:

An der H
olding AG

 hält der Landschaftsverband W
est-

falen-Lippe Aktienanteile in H
öhe von derzeit 40

Pro-
zent. In der Aktionärsversam

m
lung ist der LW

L ent-
sprechend seiner Aktienanteile stim

m
berechtigt. D

ie
übrigen Aktien verteilen sich auf den Sparkassenver-
band W

estfalen-Lippe (40
Prozent), den Sparkassen-

und G
iroverband für Schlesw

ig-H
olstein (18

Prozent)
und den O

stdeutschen Sparkassenverband (2
Pro-

zent).

D
urch die hohe Q

uote der Aktienanteile ist eine Teil-
besetzung der Aufsichtsratsm

itglieder durch Vertre-
ter*innen des Landschaftsverbandes aus Verw

altung
und Politik m

öglich. Eine genaue Zahl, w
ie sie zum

Beispiel durch Satzungsrecht bei der AöR vorliegt,
ist nicht vorgegeben.

So ist trotz der höheren Anteile am
 U

nternehm
en

des LW
L in Bezug auf den LVR jedoch kein größerer

Einfluss auf die H
olding oder deren Versicherungen

gegeben.

S
P

K
 W

estfalen-
Lippe

S
P

K
 S

ch
lesw

ig-
H

olstein
O

stdeu
tsch

er 
S

parkassenverband

P
rovinzial N

ordW
est

Lebensversich
u

ng A
G

W
estfälisch

e 
P

rovinzial 
V

ersich
eru

ng A
G

P
rovinzial 

B
randkasse A

G

H
am

bu
rger 

Feu
erkasse 

V
ersich

eru
ng-A

G

P
rovinzial N

ordW
est H

olding A
G

40 %

40 %

18 %

2 %

100 %

100 %

100 %

100 %
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1. D
ie B

edeu
tu

n
g der „G

em
ein

w
oh

l-
orien

tieru
n

g“

W
er sich m

it öffentlichen U
nternehm

en beschäftigt,
trifft häufig auf den Begriff des „G

em
einw

ohls“ bzw
.

der „G
em

einnützigkeit“. G
rundsätzlich sollte es na-

türlich selbstverständlich sein, dass öffentliche
U

nternehm
en der öffentlichen Sache, dem

 G
em

ein-
w

esen dienen bzw
. zu dessen N

utzen handeln. D
ie-

ser N
utzen kann in sehr unterschiedlicher Form

 er-
zielt w

erden. Eine w
esentliche U

nterscheidung kann
entlang der Frage getroffen w

erden, ob ein öffentli-
ches U

nternehm
en seinen N

utzen für das G
em

ein-
w

esen prim
är durch seine konkrete unternehm

eri-
sche Tätigkeit erzielt (z. B. als Ver- oder Entsor-
gungsbetrieb), oder ob der Allgem

einnutzen eher
darin liegt, G

ew
inne zu erw

irtschaften (z. B. bei gro-
ßen Staatsbetrieben im

 Bergbau oder in der Indus-
trie), die dann an die öffentliche H

and fließen, die
daraus andere Aufgaben des G

em
einw

esens finan-
ziert. Letzteres M

odell ist in den vergangenen Jahr-
zehnten stark auf dem

 Rückzug, da in dem
 seit den

1980er Jahren dom
inierenden neoliberalen Leitbild

staatliche U
nternehm

en als tendenziell ineffizient an-
gesehen w

erden und viele U
nternehm

en daher ganz
oder teilw

eise an private Eigentüm
er verkauft w

ur-
den („Privatisierung“).

W
enn öffentliche Eigentüm

er sich nicht generell für
eine Privatisierung ihrer öffentlichen U

nternehm
en

entschieden haben, standen sie fortan unter Recht-
fertigungsdruck, die Effizienz und Konkurrenzfähig-
keit ihrer U

nternehm
en nachzuw

eisen. Im
 Zuge der

allgem
einen Liberalisierung einzelner M

arktsegm
en-

te (z. B. der Energiem
ärkte, aber eben auch der Fi-

nanzm
ärkte) setzte sich – auch und gerade im

 Zuge
des Europäischen Binnenm

arkts – die Vorstellung
durch, dass öffentliche U

nternehm
en m

it privaten im
W

ettbew
erb stehen m

üssen, um
 diese Effizienz zu

bew
eisen. D

abei w
urde den öffentlichen U

nterneh-
m

en ein „unfairer“ Vorteil attestiert: Aufgrund der
besonderen Bonität bzw

. Zahlungsfähigkeit der öf-

fentlichen H
aushalte als Eigentüm

er seien öffentli-
che U

nternehm
en in besonderer W

eise insolvenzge-
schützt und w

ürden daher am
 M

arkt (z. B. bei den
Konditionen der Kreditaufnahm

e) system
atisch be-

vorteilt. D
iese „G

ew
ährträgerhaftung“ und „Anstalts-

last“ des Bundes, der Länder und der Kom
m

unen für
ihre öffentlichen U

nternehm
en w

urde daher als
m

arktverzerrende Subvention angesehen.

G
em

ein
w

oh
l u

n
d M

ark
tlogik

Von dieser Logik w
aren die öffentlichen Versiche-

rungsunternehm
en in besonderer W

eise betroffen.
Sie w

aren in D
eutschland zum

eist von Kom
m

unen
oder (Klein-)Staaten im

 18. Jahrhundert gegründet
w

orden, um
 gegen besondere Schadensfälle besser

gew
appnet zu sein und Risiken auf m

ehr Schultern
zu verteilen. Sehr häufig handelte es sich um

 G
ebäu-

de- und Feuerversicherungen, die entsprechend für
das Territorium

 des G
ründungsstaates bzw

. der 
-kom

m
une ein M

onopol besaßen. Spätestens zum
 

1. Juli 1994 haben sich im
 Zuge des Europäischen

Binnenm
arktes die EU

-Staaten dazu verpflichtet, alle
M

onopole im
 Versicherungssektor abzuschaffen und

den W
ettbew

erb m
it anderen (privaten und öffent-

lichen) Versicherungsanstalten freizugeben. Auch
w

enn sich dam
als keine M

ehrheit für eine w
eitge-

hende Privatisierung der öffentlichen Versicherungen
fand, so sollten sie – die bis dahin unm

ittelbares
Landeseigentum

 w
aren – von nun an m

öglichst
staatsfern operieren. Zu diesem

 Zw
eck w

urden sie
aus dem

 Landeseigentum
 ausgegliedert und in die

Trägerschaft der Sparkassenverbände übertragen.
Im

 Fall der beiden öffentlichen Versicherungen Pro-
vinzial Rheinland und W

estfälische Provinzial, die auf
dem

 G
ebiet der Bundesländer N

ordrhein-W
estfalen

und Rheinland-Pfalz tätig w
aren, w

urde die Eigen -
tüm

erfunktion nicht nur anteilig auf die drei regiona-
len Sparkassenverbände (Sparkassenverband W

est-
falen-Lippe, Rheinischer Sparkassen- und G

irover-
band, Sparkassenverband Rheinland-Pfalz), sondern
auch auf die beiden N

RW
-Landschaftsverbände

(Landschaftsverband Rheinland und Landschaftsver-

G
em

einnützigkeitsaspekte 
bei V

ersich
erungen in 

öffentlich
er H

and 
A

xel T
rost, M

dB
, D

IE LIN
K

E.
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band W
estfalen-Lippe) und – für die W

estfälische
Provinzial – auf die dam

als noch existierende W
est-

deutsche Landesbank (W
estLB) übertragen. Inzw

i-
schen ist auch diese Struktur überholt, denn die
W

estfälische Provinzial hat sich 2005 m
it der Provin-

zial N
ord zur Provinzial N

ordW
est zusam

m
enge-

schlossen, die nunm
ehr auf dem

 Territorium
 von

W
estfalen, Schlesw

ig-H
olstein, M

ecklenburg-Vor-
pom

m
ern und H

am
burg tätig ist.

Etw
as vereinfachend könnte m

an sagen, dass die ur-
sprünglich von deutschen Kleinstaaten im

 18. Jahr-
hundert gegründeten staatlichen Versicherer über die
Eigentüm

erschaft der Bundesländer im
 N

achkriegs-
deutschland in eine relativ staatsferne, aber w

eiterhin
öffentlich-rechtliche Struktur seit den 1990er Jahren
übergegangen sind. D

ie heute viel zitierte „G
em

ein-
w

ohlorientierung“ hat w
esentlich m

it dieser w
echsel-

vollen G
eschichte zu tun. Im

 18. und 19. Jahrhundert
w

ar es selbstverständlich, dass die Funktion und
O

rientierung einer vom
 Staat gegründeten Versiche-

rungsgesellschaft w
esentlich durch ihre G

ründer – die
Landesfürsten und Stadtväter – bestim

m
t w

ar. Bis
zum

 Ende des 20. Jahrhunderts w
urden die öffent-

lichen Versicherer im
m

er stärker zu eigenständigen
W

irtschaftseinheiten, die sich bürokratisierten und
eine unternehm

erische Eigenständigkeit erlangten.
D

er über die Jahrhunderte erw
orbene gute Ruf der öf-

fentlichen Versicherer w
urde gleichzeitig w

eiter ge-
stärkt, und als öffentliche U

nternehm
en w

urden sie –
ganz selbstverständlich – als dem

 öffentlichen Inter-
esse verpflichtet angesehen.

In
 n

eu
er T

rägersch
aft

M
it der Lösung der Versicherer aus dem

 Landesei-
gentum

 M
itte der 1990er Jahre und der Ü

bergabe
der Trägerschaft an die Sparkassenverbände (in
N

RW
 die Landschaftsverbände) und der dam

it ein-
hergehenden größeren Staatsferne verband sich die
Sorge, dass die öffentlich-rechtlichen Versicherer als
w

eniger stark oder nicht m
ehr autom

atisch dem
 G

e-
m

einw
esen verpflichtet w

ahrgenom
m

en w
erden

könnten. M
it dem

 Ü
bergang in die Sparkassen-Fi-

nanzgruppe ging daher eine sehr viel stärkere und
ausdrücklichere Betonung des Begriffs „G

em
ein-

w
ohlorientierung“ einher, w

elcher zuvor bereits
durch die Sparkassen selbst als zentrales W

esens-
m

erkm
al öffentlich-rechtlicher Finanzunternehm

en
herausgestellt w

urde.

D
iese H

ervorhebung der G
em

einw
ohlorientierung

hat noch w
eiter zugenom

m
en, seit die öffentlich-

rechtliche Trägerschaft und dam
it zusam

m
enhän-

gende U
nterstellungen staatlicher Beihilfen ab M

itte
der 1990er Jahre den gesam

ten öffentlich-recht-
lichen Finanzsektor betreffen. N

achdem
 sich schon

1996 die deutsche M
onopolkom

m
ission für ein Ende

der G
ew

ährträgerhaftung für die Sparkassen ausge-
sprochen hatte, w

urde auf D
ruck ihrer privaten Kon-

kurrenz (insbesondere der C
om

m
erzbank) von der

EU
-Kom

m
ission 2001 ein Verfahren zur Prüfung un-

erlaubter staatlicher Beihilfen für die Sparkassen
und Landesbanken in D

eutschland angestrengt. Im
Ergebnis w

urden die Kom
m

unen und Bundesländer
von der EU

 verpflichtet, die Anstaltslast und die G
e-

w
ährträgerhaftung für „ihre“ Sparkassen und „ihre“

Landesbanken bis Juli 2005 aufzuheben. D
ie G

e-
w

ährträgerhaftung galt allerdings nachw
irkend noch

für Verbindlichkeiten bis m
axim

al 2015, die die Lan-
desbanken und Sparkassen bis Juli 2005 eingegan-
gen sind.

H
eute findet sich das Bekenntnis zur G

em
einw

ohl-
orientierung in einer Vielzahl von Veröffentlichungen
der einzelnen regionalen Versicherer w

ie auch des

D
as Rathaus von M

ünster – erster Sitz der w
estfäli-

schen „H
ülfskasse“
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bundesw
eiten Verbandes der öffentlichen Versiche-

rer. D
ie Versicherer w

eisen in ihren Publikationen
und auf ihren Internetseiten detailliert aus, m

it w
el-

chen konkreten Aktivitäten sie ihrer G
em

einw
ohl-

orientierung nachkom
m

en (dazu später m
ehr). D

ie
Aktivitäten finden sich auch häufig unter den O

ber-
begriffen „N

achhaltigkeit“ oder „G
esellschaftliches

Engagem
ent“. Eine genaue D

efinition des Begriffs
„G

em
einw

ohl“ bleiben die öffentlichen Versicherer
aber schuldig.

G
em

ein
w

oh
lorien

tieru
n

g in
 G

esetzen
 

u
n

d Satzu
n

gen

Konkret sind die öffentlichen Versicherer hinsichtlich
gem

einw
ohlorientierter Aktivitäten entw

eder durch
die Versicherungsgesetze der Bundesländer oder
über ihre eigenen Satzungen gebunden. 1In Bayern
etw

a fordert das „G
esetz zur N

euordnung der
Rechtsverhältnisse der öffentlich-rechtlichen Versi-
cherungsanstalten“, die G

eschäfte der öffentlich-
rechtlichen Versicherungen – d. h. der Versiche-
rungskam

m
er Bayern – „nach kaufm

ännischen
G

rundsätzen zu führen. D
ie Erzielung von G

ew
inn ist

nicht H
auptzw

eck des G
eschäftsbetriebs“. Im

 „G
e-

setz über die öffentlich-rechtlichen Versicherungs-
unternehm

en“ des Landes N
iedersachsen steht,

dass die öffentlich-rechtlichen Versicherungsunter-
nehm

en „das Versicherungsgeschäft nach kaufm
än-

nischen […
] G

rundsätzen im
 Interesse ihrer Versiche-

rungsnehm
er und des gem

einen N
utzens“ betreiben

sollen. Auch dort heißt es etw
as später, „die Erzie-

lung von G
ew

inn ist nicht H
auptzw

eck ihres G
e-

schäftsbetriebs“.

N
icht zuletzt w

eil die Tätigkeitsgebiete der Provinzial
Rheinland und der Provinzial N

ordW
est deutlich über

das Territorium
 des Landes N

RW
 hinausreichen, sind

die G
rundlagen des G

eschäftsbetriebs dieser beiden
öffentlich-rechtlichen Versicherungen nicht über das
Landesgesetz, sondern über die Satzungen der
U

nternehm
en geregelt. Als U

nternehm
ensziel der

Provinzial N
ordW

est H
olding w

ird dort die „flächen-
deckende Versorgung der Bevölkerung m

it Versiche-
rungsschutz“ und die „Aufrechterhaltung eines kun-
denorientierten, regional dezentralisierten, ausgew

o-
genen M

arktes für Versicherungsprodukte“ festge-
legt. D

ieselben Ziele finden sich für die G
eschäftstä-

tigkeit der Provinzial Rheinland Lebensversicherung
und die Provinzial Versicherung in der Satzung der
Provinzial Rheinland H

olding. W
eiter heißt es in § 2

(6): „D
ie G

eschäfte der Provinzial sind nach kauf-
m

ännischen G
rundsätzen unter Berücksichtigung

des G
em

einw
ohls zu führen. D

ie Erzielung von G
e-

w
innen ist nicht H

auptzw
eck des G

eschäftsbe-
triebs.“

D
ie Ö

ffentlichen Versicherungen Sachsen-Anhalt und
die Ö

ffentliche Versicherung Brem
en sind ebenfalls

per Satzung und nicht per Landesgesetz auf das G
e-

m
einw

ohl verpflichtet.

2. G
em

ein
w

oh
lorien

tieru
n

g 
in

 der Praxis

D
ie praktische U

m
setzung der G

em
einw

ohlorientie-
rung vollzieht sich bei den öffentlichen Versicherern
in zw

eierlei W
eise. Einerseits kann die Erfüllung des

öffentlichen Auftrags, die Bevölkerung der einzelnen
Regionen m

it preisw
ertem

 Versicherungsschutz zu
versorgen, als ein U

m
setzungsw

eg der G
em

einw
ohl-

orientierung angesehen w
erden. Andererseits erlaubt

ihnen die Tatsache, dass die öffentlichen Versicherer
nicht prim

är auf die Abführung von G
ew

innen an ihre
Träger orientiert sind, als Förderer gem

einnütziger
Zw

ecke aufzutreten. D
as tun sie vor allem

 in den Be-
reichen Sport und Kultur und – bedingt durch ihr his-
torisch gew

achsenes Engagem
ent in der Feuerversi-

cherung – als Partner und Förderer der Feuerw
eh-

ren. G
erade zum

 letztgenannten Bereich finden sich
auch ausdrückliche Verw

eise in den Satzungen der
öffentlich-rechtlichen Versicherer, so z. B. bei den
Ö

ffentlichen Versicherungen Sachsen-Anhalt der
ausdrückliche Auftrag, die fachlichen und sozialen
Belange der Feuerw

ehren zu unterstützen. Im
 Fall

der SV Sparkassenversicherung ist in der Satzung
festgehalten: „In ihrer Eigenschaft als Feuerversiche-
rer fördert die SV im

 öffentlichen Interesse die
Brandverhütung und dient der Verbesserung des
Feuerlöschw

esens“( § 2 Abs. 7). 

B
eson

dere V
ersich

eru
n

gsan
gebote

Zu den besonderen Versicherungsangeboten, die es
ohne das Engagem

ent der öffentlich-rechtlichen Ver-
sicherer in dieser Form

 nicht geben w
ürde, gehört

z. B. die Absicherung des Ehrenam
ts. D

a viele ehren-
am

tliche Tätigkeiten nicht unter den gesetzlichen
U

nfallschutz fallen, hat die SV Sparkassenversiche-
rung in H

essen in Kooperation m
it dem

 Bundesland
H

essen im
 Jahr 2003 eine Versicherungslösung ent-

w
ickelt. D

azu schließen die Bundesländer einen Rah-
m

envertrag m
it dem

 oder den öffentlichen Versiche-
rungen ihrer Region ab und übernehm

en in der Regel
die bescheidenen Beiträge. D

ie Ehrenam
tlichen m

üs-
sen sich w

eder anm
elden noch eigene Beiträge leis-

ten und genießen durch die Sam
m

elverträge bei der

20

Ausübung des Ehrenam
ts dennoch einen U

nfall-
schutz. Ein solcher Rahm

envertrag w
urde inzw

ischen
von allen Bundesländern abgeschlossen. 2

Ein anderes Versicherungsangebot, das ausdrücklich
m

it dem
 gesellschaftlichen Engagem

ent der öffent-
lich-rechtlichen Versicherungen begründet w

ird, ist
z. B. die Ü

bernahm
e der Versicherung des Rosen-

m
ontagsum

zugs in D
üsseldorf durch die Provinzial

Rheinland seit über 30 Jahren.

Viele der besonderen Versicherungsangebote sind
auf den historisch gew

achsenen Partner der öffent-
lich-rechtlichen Versicherer, näm

lich die Feuerw
eh-

ren, zugeschnitten. So gew
ährt z. B. die Versiche-

rungskam
m

er Bayern aktiven und ehem
aligen M

it-
gliedern der Feuerw

ehren einen 20-prozentigen
N

achlass auf die Beiträge von G
ebäude- und H

aus-
ratversicherungen. D

ie Ö
ffentlichen Versicherungen

Sachsen-Anhalt bieten den ehrenam
tlich engagierten

M
itgliedern der Feuerw

ehr und des Katastrophen-
schutzes in Kooperation m

it dem
 Landesinnenm

inis-
terium

 eine private Zusatzrente (die sogenannte Feu-
erw

ehr-Rente), für die die Kom
m

unen die Beiträge
übernehm

en.

Förderp
rojek

te u
n

d Social Sp
on

sorin
g

N
eben besonderen Versicherungsangeboten sind

auch viele Projektförderungen auf die Tätigkeitsfel-
der der Feuerw

ehren ausgerichtet, z. B. durch finan-
zielle H

ilfen für die technische Ausrüstung der
Brandbekäm

pfer*innen und durch die Förderung von
Brandschutzm

aßnahm
en.     

Im
 Bereich der Schadenverhütung unterstützen die

öffentlichen Versicherer innovative Techniken und
haben in Kooperation m

it dem
 Fraunhofer-Institut für

O
ffene Kom

m
unikationssystem

e FO
KU

S das Kata-
strophenw

arnsystem
 KATW

ARN
 entw

ickelt. D
azu

können N
utzer*innen von M

obiltelefonen einen
SM

S-D
ienst m

it M
eldungen des Katastrophenschut-

zes für ihren jew
eils aktuellen Aufenthaltsort abon-

nieren. D
ieser um

fasst W
arnhinw

eise (z. B. zu G
roß-

bränden, Strom
ausfällen, Bom

benfunden oder extre-
m

en W
etterlagen), Verhaltensem

pfehlungen und Ver-
w

eise auf unterstützende Einrichtungen in der jew
ei-

ligen U
m

gebung.

D
ie Provinzial Rheinland hat nach eigenen Angaben

in den letzten zehn Jahren circa 3,8 M
illionen Euro

für Aktivitäten und Projekte der Landesfeuerw
ehr-

verbände in N
ordrhein-W

estfalen und Rheinland-
Pfalz sow

ie der Freiw
illigen Feuerw

ehren zugeschos-
sen, die w

egen fehlender öffentlicher M
ittel anson-

sten nicht hätten realisiert w
erden können. D

ie VG
H

Versicherungen (Brem
en und N

iedersachsen) gew
äh-

ren zinsgünstige Kredite für Kom
m

unen etw
a zur An-

schaffung neuer Einsatzfahrzeuge der Feuerw
ehr, die

Sparkassenversicherung Sachsen unterstützt die
Feuerw

ehren in der Schadensprävention, z. B. durch
die Bereitstellung von Rauchm

eldern an ihre
Kund*innen zum

 Vorzugspreis.

N
eben dem

 Them
enkom

plex Feuer fördern viele öf-
fentlich-rechtliche Versicherer den Breitensport, ins-
besondere von Kindern und Jugendlichen. D

ie Pro-
vinzial Rheinland hat nach eigenen Angaben bisher
fast 3.000 Fußballm

annschaften von Jungen und
M

ädchen m
it Trikots versorgt. Auf ihrer W

ebseite
heißt es: „G

rundsätzlich können alle Jugend-Vereins-
m

annschaften m
it einem

 Satz ‚Provinzialtrikots‘ aus-
gestattet w

erden, der aus Trikot, H
ose, Stutzen und

Trainingsleibchen sow
ie einer Torw

artausrüstung be-
steht.“

3N
eben der Sportförderung sind auch Kunst-

förderprojekte etw
a für regionale M

useen ein Aktivi-
tätsfeld. D

aneben haben m
ehrere öffentliche Versi-

cherer Stiftungen, die auf Antrag soziale und kultu-
relle Projekte fördern.

In vielen Fällen geht m
it den Förderprojekten ein er-

hebliches M
aß an Eigenw

erbung einher (w
ie z. B. bei

den m
it „Provinzial“ bedruckten Trikots im

 Jugend-
fußball). D

a nicht öffentliche Versicherer ebenfalls
ähnliche Form

en des Social Sponsoring unterstüt-
zen, kann im

 Bereich der Förderprojekte nur be-
grenzt von einem

 Alleinstellungsm
erkm

al der öffent-
lich-rechtlichen Versicherer im

 Sinne der G
em

ein-
Bei der Kölner Feuerw

ehr. Foto Jörg D
etjen
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w
ohlorientierung gesprochen w

erden. D
er U

nter-
schied liegt daher eher in der Q

uantität als in der
Q

ualität, denn das Social Sponsoring nim
m

t bei den
öffentlich-rechtlichen Versicherern m

it einer Förder-
sum

m
e von insgesam

t m
ehr als 20 M

illionen Euro ei-
nen deutlich höheren Stellenw

ert ein als bei den
kom

m
erziellen Versicherungsunternehm

en.

O
ffen

e V
ersich

eru
n

gsbedarfe

Auch w
enn in D

eutschland sicherlich kein M
angel an

Versicherungsunternehm
en herrscht, gibt es den-

noch eine ganze Reihe von Versicherungsbedarfen,
die nicht oder nicht m

ehr hinreichend von Versiche-
rungen – auch nicht von öffentlich-rechtlichen Versi-
cherungen – abgedeckt w

erden.

In der jüngeren Zeit sind diesbezüglich zw
ei Bereiche

im
m

er w
ieder stark öffentlich w

ahrgenom
m

en w
or-

den, näm
lich einerseits die Problem

e bei der Berufs-
haftpflichtabsicherung freiberuflicher H

ebam
m

en
und andererseits bei der Absicherung von H

ochw
as-

serschäden in bestim
m

ten Risikoregionen. In beiden
Fällen gibt es zw

ar form
al noch Versicherungsange-

bote.

B
eru

fsh
aftp

flich
tabsich

eru
n

g fü
r H

ebam
m

en

Im
 Fall der Berufshaftpflichtversicherung der freibe-

ruflichen H
ebam

m
en m

it G
eburtshilfe

4sind die Versi-
cherungsbeiträge von circa 30 Euro (Anfang der
1980er Jahre) auf 180 Euro (Anfang der 1990er Jah-
re) und auf über 1.000 Euro (zur Jahrtausendw

ende)

gestiegen. 2010 betrugen sie schon circa 3.700
Euro (bzw

. 4.600 Euro, w
enn bereits zuvor ein Scha-

densfall eingetreten w
ar) und sind zuletzt für 2016

auf 6.800 Euro (bzw
. 8.600 Euro bei Vorschaden) ge-

stiegen. 5

D
ie Präm

iensteigerungen sind so dram
atisch, dass

die Rolle der Inflation getrost vernachlässigt w
erden

kann. Auch an einer unverhältnism
äßigen Preistrei-

berei der Versicherungsunternehm
en scheint es

nicht zu liegen, denn schon seit einigen Jahren gibt
es nur noch zw

ei Angebote für diese gesetzlich vor-
geschriebene Berufshaftpflichtversicherung, näm

lich
einerseits die Allianz und andererseits ein Konsor-
tium

 von Versicherungsunternehm
en, das einen

G
ruppenversicherungsvertrag m

it dem
 D

eutschen
H

ebam
m

enverband hat. Auch dieses Angebot stand
jüngst auf der Kippe, als sich die N

ürnberger Versi-
cherung 2015 aus dem

 Konsortium
 zurückzog.

H
auptgrund für die exorbitanten Steigerungen ist

vielm
ehr, dass sich die Kranken- und Rentenversi-

cherungsträger (inklusive der gesetzlichen Sozialver-
sicherung) die anfallenden Kosten für die m

edizini-
sche Versorgung, die Rehabilitation sow

ie lebenslan-
ge Betreuung und U

nterhalt derjenigen, die bei G
e-

burt geschädigt w
urden, m

ittels Schadensersatzkla-
gen gegen H

ebam
m

en und Ärzt*innen zurückzuho-
len versuchen. D

en G
eburtshelfer*innen m

uss dazu
kein Behandlungsfehler nachgew

iesen w
erden, son-

dern diese m
üssen um

gekehrt vor G
ericht ihr korrek-

Streik der H
ebam

m
en 2011. Solidarität des LIN

KEN
-M

dB, M
atthias W

. Birkw
ald. Foto W

olfgang Lindw
eiler
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tes Verhalten nachw
eisen, w

as oft kaum
 m

öglich
ist. 6Bevor die G

erichte M
itte der 1990er Jahre zu

dieser Rechtsprechung übergingen, w
urden die Kos-

ten von G
eburtskom

plikationen w
eitgehend von den

Kranken- und Rentenversicherungen und den Sozial-
hilfeträgern übernom

m
en. Zw

ar sind die Streitw
erte

der einzelnen Fälle von G
eburtskom

plikationen
durch zusätzliche M

öglichkeiten der m
edizinischen

Behandlung und die höhere Lebenserw
artung gestie-

gen, gleichzeitig ist die Zahl der G
eburten m

it Kom
-

plikationen leicht rückläufig.

Im
 Ergebnis handelt es sich also prim

är nicht um
eine Steigerung der G

esam
tkosten von G

eburtskom
-

plikationen, sondern um
 eine dram

atische Verschie-
bung der Kosten – heraus aus den breit aufgestell-
ten Budgets der Sozialversicherungsträger hin zu ei-
ner einzelnen Berufsgruppe.

Inzw
ischen haben viele freiberufliche H

ebam
m

en die
G

eburtshilfe aus Kostengründen aufgegeben, denn
die Vergütungen der G

eburtshilfe durch die Kranken-
kassen sind bis 2011 nur durchschnittlich und –
nach einer Besserstellung der G

eburtshelfer*innen
durch den G

esetzgeber 2012 – im
m

er noch zu w
enig

gestiegen. Es ist aber nicht nur ein Problem
 der frei-

beruflichen H
ebam

m
en, sondern der G

eburtshilfe all-
gem

ein. Im
 Fall der in Krankenhäusern angestellten

H
ebam

m
en m

üssen die Schadensersatzrisiken von
G

eburtskom
plikationen jedoch nicht über die H

e-
bam

m
en individuell, sondern über die Krankenhäu-

ser abgesichert w
erden. Viele Krankenhäuser ziehen

sich daher ebenfalls zurück und schließen ihre G
e-

burtsstationen.

C
h

an
cen

 u
n

d G
ren

zen
 der öffen

tlich
-rech

t-
lich

en
 V

ersich
erer

Im
 Zuge der öffentlichen D

ebatte um
 die H

aftpflicht-
problem

atik der H
ebam

m
en w

urde hier und da die
Frage aufgew

orfen, ob nicht die öffentlich-recht-
lichen Versicherer gefragt w

ären, ein m
aßgeschnei-

dertes, bezahlbares Versicherungsangebot zu m
a-

chen. W
ie vorstehend erläutert, sind die extrem

 ge-
stiegenen Präm

ien nicht einem
 W

ucher gieriger Pri-
vatversicherer anzulasten, sondern einer veränder-
ten Rechtsprechung und dam

it gesellschaftlichen
Lastenteilung. Es ist im

 Ü
brigen die Versicherungs-

kam
m

er Bayern – die größte öffentlich-rechtliche
Versicherung in D

eutschland –, die zusam
m

en m
it

der genossenschaftlichen R+V Versicherung das Ver-
sicherungskonsortium

 anführt, das den G
ruppenver-

sicherungsvertrag m
it dem

 D
eutschen H

ebam
m

en-
verband trotz Fragezeichen bei der W

irtschaftlichkeit
des Vertrags fortführt.

Aus einer G
em

einw
ohlorientierung heraus betrachtet

ist es sicherlich w
ünschensw

ert, dass die öffent-
lichen Versicherer sich in einer schw

ierigen Situation
engagieren und nicht das H

andtuch w
erfen. Es kann

aber nicht grundsätzlich Aufgabe der öffentlich-
rechtlichen Versicherungen sein, längerfristig nicht
kostendeckende Versicherungsangebote aufrecht-
zuerhalten und diese aus anderen Versicherungs-
sparten querzusubventionieren. Es gibt Lebensrisi-
ken, von denen – zum

 G
lück nicht nur – die LIN

KE
überzeugt ist, dass sie sich in einem

 m
arktbasierten

Versicherungssystem
 nicht absichern lassen. Aus

genau diesem
 G

runde gibt es die gesetzliche Sozial-
versicherung gegen Lebensrisiken w

ie Krankheit, Ar-
beitslosigkeit und Pflegebedürftigkeit, die – entspre-

chend unserer Vorschläge für
eine Bürgerversicherung – viel
stärker w

ieder den C
harakter

einer Pflicht- bzw
. M

onopolver-
sicherung für alle – also inklusi-
ve der Beam

t*innen, Freiberuf-
ler*innen und Selbständigen –
annehm

en sollte. N
iem

and
käm

e auf die Idee, auf dem
 Ter-

ritorium
 der Bundesrepublik

zw
ei staatliche Verw

altungen
einzurichten m

it der W
ahlm

ög-
lichkeit zw

ischen zw
ei Steuer-

system
en und zw

ei unter-
schiedlichen Katalogen staat-
licher Leistungen. W

arum
 soll

das dann bei Krankenversiche-
rung und Altersvorsorge so

Foto: Stadtentw
ässerungsbetriebe Köln
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sein? M
it der Absenkung der gesetzlichen Rentenan-

sprüche – also einer Teilprivatisierung des Lebensri-
sikos Altersarm

ut – w
urde leider genau die falsche

Richtung eingeschlagen. Für die H
aftpflichtversiche-

rung der H
ebam

m
en kann daher nur gelten, dass es

offensichtlich im
 Interesse eines jeden M

enschen ist,
die Folgekosten einer G

eburtskom
plikation so w

eit
w

ie m
öglich zu vergesellschaften, statt sie auf dem

Rücken der H
ebam

m
en zu privatisieren. O

b dies im
Rahm

en einer verbreiterten gesetzlichen Sozialversi-
cherung oder direkt aus Steuerm

itteln erfolgen soll,
darüber lässt sich sicher lange streiten, aber die
Ü

bernahm
e dieser Risiken durch öffentliche Versi-

cherungsunternehm
en kann nur eine kurzfristige

Ü
bergangslösung sein. Andernfalls läuft es langfristig

im
m

er darauf hinaus, dass sich die kom
m

erziellen
Versicherer die lukrativen G

eschäftsfelder und die
kalkulierbaren „guten“ Risiken w

ie Rosinen aus dem
Kuchen picken und ihre öffentlichen Konkurrenten
verpflichtet sind, die nicht kostendeckenden
„schlechten“ Risiken zu übernehm

en – oder den
Kund*innen, die ohnehin schon durch zusätzliche Ri-
siken benachteiligt sind, dafür auch noch höhere
Versicherungspräm

ien aufbrum
m

en zu m
üssen.

D
as spricht selbstverständlich nicht dagegen, dass

bei einer entsprechenden Rückübertragung w
esent-

licher Folgekosten von G
eburtskom

plikationen auf
die Sozialversicherung oder die öffentlichen H

aushal-
te die öffentlich-rechtlichen Versicherer w

eiterhin
führende Anbieter einer günstigen, kostendeckenden
Berufshaftpflichtversicherung für H

ebam
m

en blei-
ben.

B
ezah

lbarer H
och

w
assersch

u
tz?

N
icht unm

ittelbar vergleichbar, aber m
it vielen Paral-

lelen stellt sich die Situation bei den H
ochw

asser-
schutz-Versicherungen dar. D

ie m
assiven H

ochw
as-

serschäden, die in jüngerer Zeit in einzelnen Regio-
nen zu unbezahlbaren Versicherungspräm

ien für G
e-

bäude geführt haben, sind aus Sicht der/des einzel-
nen G

eschädigten zum
eist „höhere G

ew
alt“ und aus

Sicht der G
esellschaft zu großen Teilen Konsequen-

zen einer verfehlten Landschaftsplanung, unverant-
w

ortlicher Flussbegradigungen, unsachgem
äß ausge-

w
iesener Bebauungsflächen und nicht zuletzt des

m
enschengem

achten Klim
aw

andels. Auch hier m
uss

natürlich durch günstige, kostendeckende Angebote
öffentlich-rechtlicher Versicherungen verhindert w

er-
den, dass kom

m
erzielle Versicherungsanbieter die

H
ochw

asser der jüngeren Zeit als Vorw
and für unge-

rechtfertigte Präm
ienerhöhungen m

issbrauchen.
Aber auf den Folgen gravierender Fehlentw

icklungen

der Vergangenheit im
 H

ochw
asser- und Klim

aschutz
und in der Besiedlungspolitik dürfen w

eder die ein-
zelnen G

eschädigten noch die G
ruppe der öffent-

lichen Versicherer sitzengelassen w
erden.

3. Ö
ffen

tlich
-rech

tlich
er Sek

tor, 
W

ettbew
erb u

n
d 

G
em

ein
w

oh
l

Zum
 Abschluss soll noch eine grundsätzliche Ü

berle-
gung zum

 Kom
plex G

em
einw

ohl und öffentlich-recht-
liche Versicherungen angestellt w

erden. Ausgehend
vom

 öffentlichen Auftrag, die Bevölkerung der einzel-
nen Regionen m

it preisw
ertem

 Versicherungsschutz
zu versorgen, kann m

an sagen, dass sie zur Errei-
chung dieses Ziels in sehr vielen G

ebieten des Versi-
cherungsschutzes einen w

esentlichen Beitrag leis-
ten, und zw

ar nicht nur durch ihre eigenen Versiche-
rungsangebote, sondern auch durch den Konkurrenz-
druck, den sie dabei insbesondere auf die kom

m
er-

ziellen, privaten Versicherungskonzerne ausüben.

Es gibt vielerlei Parallelen zw
ischen dem

 Banken-
und dem

 Versicherungssektor, auch w
enn die öffent-

lich-rechtlichen Versicherungen m
it einem

 M
arktan-

teil von etw
as m

ehr als elf Prozent
7ihren öffentlich-

rechtlichen Partnern im
 Bankensektor, d. h. den

Sparkassen und Landesbanken, m
it über 30 Prozent

M
arktanteil deutlich hinterherhinken. G

erade auf-
grund des dreisäuligen Finanzsektors aus öffentlich-
rechtlichen, genossenschaftlichen und privat-rendite-
orientierten Banken und Versicherungen gilt
D

eutschland im
 europäischen Vergleich seit vielen

Jahren als besonders w
ettbew

erbsintensiver Finanz-
platz m

it vergleichsw
eise niedrigen G

ebühren und
großer Produktausw

ahl für die Kund*innen. G
erade

in den Ländern, in denen die verm
eintlich besonders

m
arktkonform

e U
nternehm

ensform
 der börsenno-

tierten Aktiengesellschaft dom
iniert (z. B. Frankreich,

G
roßbritannien), sind die durchschnittlichen G

ebüh-
ren für Kontoführung, Ü

berw
eisungen, Bargeldabhe-

bungen etc. um
 ein Vielfaches höher und ist die Ver-

sorgung m
it Finanzdienstleistungen insbesondere in

ländlichen G
ebieten teilw

eise katastrophal schlecht.
D

ie Finanzm
ärkte sind dort sehr viel oligopolistischer

unter einigen w
enigen G

roßbanken und -versicherun-
gen aufgeteilt, von einem

 gesunden W
ettbew

erb ist
oftm

als keine Spur.

Sow
eit es also im

 öffentlichen Interesse liegt bzw
.

unter das G
em

einw
ohl fällt, dass private Banken und

Versicherungen ihren Kund*innen kostengünstige
D

ienstleistungen anbieten, leistet der öffentlich-
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rechtliche Sektor neben den G
enossenschaften ei-

nen enorm
 w

ichtigen Beitrag.

Intensiver W
ettbew

erb im
 Versicherungssektor hat

daher viele Jahre gerade um
 das in D

eutschland
w

eitverbreitete Produkt der Lebensversicherung
stattgefunden. Viele Versicherer stöhnen nun ange-
sichts des allgem

ein gesunkenen Zinsniveaus über
ihre hohen Zinsversprechen der Vergangenheit. Be-
sonders betroffen davon sind die Lebensversicherer,
w

eil bei dieser sehr langfristigen Versicherungsform
über die Jahre hohe Beitragsvolum

ina auflaufen und
m

öglichst renditestark angelegt w
erden sollen. H

ier
sind die öffentlich-rechtlichen Versicherer kaum

 bes-
ser dran als ihre Konkurrenten, denn ihr M

arktanteil
bei den Lebensversicherungen entsprach 2015 ih-
rem

 G
esam

tm
arktanteil von 11,2 Prozent. Besser

sieht es aus in der Sparte Kranken- und Pflegeversi-
cherung, die ebenfalls relativ hohe Beiträge zur Anla-
ge am

 Kapitalm
arkt m

it sich bringt, denn dort sind
sie nur m

it einem
 M

arktanteil von 6,3 Prozent
(2015) aktiv. G

enerell gilt jedoch, dass für die öffent-
lich-rechtlichen Versicherungsunternehm

en keine
grundsätzlich besseren oder schlechteren Bedingun-
gen im

 Rahm
en der N

iedrigzinsphase zu erw
arten

sind, denn sie unterliegen denselben restriktiven Re-
gulierungen für die Anlage der Versicherungsbeiträ-
ge am

 Kapitalm
arkt w

ie ihre genossenschaftlichen
und privat-renditeorientierten Konkurrenten und ha-
ben daher ein sehr ähnliches Anlageportfolio.

Q
uellenhinw

eis:
1 Vgl. Situation der öffentlich-rechtlichen Versicherer in

D
eutschland, Sachstand W

issenschaftliche D
ienste des D

eut-
schen Bundestages W

D
 4 – 3000 – 061/16, 20.5.2016.

2 Vgl. ebd., S. 6.
3 Vgl. die Inform

ationen auf der Provinzial-W
ebseite unter:

w
w

w
.provinzial-new

sroom
.com

/nachhaltigkeit/soziales-enga-
gem

ent/unternehm
erisches-engagem

ent/ (abgerufen am
12.8.2016).

4 Für H
ebam

m
en, die keine G

eburten m
ehr unterstützen, son-

dern nur noch G
eburtsvorbereitung und W

ochenbettbetreuung
anbieten, sind die Beiträge deutlich geringer.

5 Vgl. den Internetauftritt des D
eutschen H

ebam
m

enverbandes
unter: w

w
w

.hebam
m

enverband.de/m
itgliederbereich/m

itglie-
dernachrichten/new

sletter/new
sletterdetail/da-

tum
/2015/12/04/artikel/haftpflichtversicherung-ab-juli-

2016/ (abgerufen am
 12.8.2016).

6 Vgl. die Inform
ationen auf der W

ebseite des H
ebam

m
en für

D
eutschland e. V. unter:

w
w

w
.hebam

m
enfuerdeutschland.de/hintergrundw

issen bzw
.

w
w

w
.hebam

m
enfuerdeutschland.de/regressansprueche (ab-

gerufen am
 12.8.2016).

7 Vgl. Verband öffentlicher Versicherer: D
ie öffentlichen Versi-

cherer, unter: w
w

w
.voev.de/w

eb/export/sites/voev/_resour-
ces/dow

nload_galerien/verband/oeffentliche-versicherer.pdf
(abgerufen am

 12.8.2016).

Aktion der Provinzial Rheinland m
it dem

 Projekt „H
erzw

erk – Aktiv gegen Arm
ut im

 Alter“



25

Ein
e Sk

izze des Ü
bern

ah
m

eversu
ch

s der Provin
zial N

ordW
est 

du
rch

 die A
llian

z im
 W

in
ter 2012

H
eiße Tage im

 D
ezem

ber
Jörg B

ern
in

g, Eh
em

aliger M
itarbeiter der Frak

tion
 D

IE LIN
K

E. im
 LW

L

D
er D

em
onstrationszug m

it 1.500 M
enschen schlän-

gelte sich langsam
 von der Zentrale der Provinzial

N
ordW

est auf M
ünsters Innenstadt und das H

aupt-
gebäude des Landschaftsverbandes W

estfalen-Lippe
(LW

L) zu. 150.000 U
nterschriften w

aren von den
M

itarbeiter*innen der Provinzial gesam
m

elt w
orden,

um
 diese dem

 D
irektor des LW

L, W
olfgang Kirsch,

(C
D

U
) zu übergeben. D

er C
D

U
-Politiker Karl-Josef

Laum
ann hatte sich bei den Protestierenden einge-

reiht. Auf der eigens errichteten Bühne sprachen un-
ter anderem

 der N
RW

-Arbeitsm
inister G

untram
Schneider (SPD

), der G
ew

erkschaftsvertreter von
ver.di Frank Fassin und der Betriebsratsvorsitzende
der Provinzial N

ordW
est Albert Roer. U

m
 zu verste-

hen, w
ieso es die M

enschen an diesem
 nasskalten

14. D
ezem

ber 2012 vor das LW
L-G

ebäude in M
üns -

ter trieb, lohnt ein Blick in die Financial Tim
es

D
eutschland (FTD

) vom
 30. N

ovem
ber 2012. D

ort
stand zu lesen, dass der Versicherungskonzern Alli-
anz die Provinzial N

ordW
est übernehm

en w
olle.

N
ach Einschätzung der G

ew
erkschaft ver.di seien

nach einem
 Verkauf der Provinzial N

ordW
est an die

Allianz rund 6.000 Arbeitsplätze im
 Konzern in G

e-
fahr, davon m

ehr als 4.000 im
 M

ünsterland. D
ie Alli-

anz hatte den Eignern des dam
als zw

eitgrößten öf-
fentlichen Versicherers D

eutschlands 2,25 M
illiarden

Euro geboten. 

D
ie Eigner der Provinzial N

ordW
est w

aren zu diesem
Zeitpunkt der W

estfälisch-Lippische Sparkassen- und
G

iroverband (W
LSG

V) und der LW
L m

it jew
eils 40

Prozent, der Sparkassen- und G
iroverband Schles-

w
ig-H

olstein (SG
VH

) m
it 18 Prozent sow

ie der O
st-

deutsche Sparkassenverband (O
SV) m

it zw
ei Pro-

zent.

Begonnen hatte alles m
it vertraulichen G

esprächen
am

 13. N
ovem

ber 2012. D
er Vorstandschef der Alli-

anz, M
ichael D

iekm
ann, w

ar persönlich nach M
ün-

ster gereist, um
 den w

ichtigsten Eignern der Provin-
zial N

ordW
est sein Kaufangebot zu unterbreiten. N

a-
m

entlich w
aren dies Rolf G

erlach (Präsident des
W

LSG
V), W

olfgang Kirsch (D
irektor des LW

L) und
Reinhard Boll (Vorstand des SG

VH
). Es folgten w

eite-
re Treffen im

 N
ovem

ber.

M
ichael D

iekm
ann geriet bereits 2006 öffentlich in

die Kritik, als er parallel zur Verkündung von Rekord-
profiten (von über 4 M

illiarden Euro jährlich) den Ab-
bau von 7.500 Arbeitsplätzen im

 Allianz-Konzern an-
kündigte. D

ass die Allianz über einen Kauf der Pro-
vinzial N

ordW
est überhaupt nachdenken konnte –

dieser w
urde in der C

hefetage der Allianz m
it dem

G
eheim

code „Rheingold“ betitelt –, w
ar das Ergebnis

der Politik von SPD
, C

D
U

, FD
P und G

rünen. Allein
durch den von M

erkel und Steinbrück 2008 eingefä-
delten H

ypo-Real-Estate-D
eal profitierte die dam

als
am

 Abgrund stehende Allianz m
it 5,6 M

illiarden Euro
– und das ohne jede G

egenleistung. 

Rolf G
erlach w

ar 2012 bereits seit über 30 Jahren
für die Sparkassenverbände in N

ordrhein-W
estfalen

tätig. Er saß 14 Jahre lang für die skandalträchtige
W

estdeutsche Landesbank (W
estLB) im

 Aufsichtsrat
– von 2004 bis 2007 sogar an der Spitze des G

rem
i-

um
s. G

erlach hat als ehem
aliger Aufsichtsratsvorsit-

zender ein m
illiardenteures D

esaster hinterlassen,
w

ofür er auch vom
 U

ntersuchungsausschuss des
N

RW
-Landtages vorgeladen w

urde. 2011 verlor der
am

bitionierte W
estfale zudem

 bei der W
ahl zu

D
eutschlands Sparkassen-Präsidenten gegen den

ehem
aligen bayerischen Finanzm

inister G
eorg Fah-

renschon. 

D
er Vorsitzende des Aufsichtsrates der Provinzial

N
ordW

est H
olding AG

 und Landesdirektor des LW
L,

W
olfgang Kirsch, w

echselte aus dem
 Am

t des Land-
rates des Kreises W

arendorf im
 Juli 2006 an die Spit-

ze des Kom
m

unalverbandes. Länger als G
erlach, w

ar
Kirsch sogar bis 2010 M

itglied im
 Aufsichtsrat der

W
estLB. Trotz ihres Ausscheidens aus dem

 Auf-
sichtsrat der W

estLB w
aren G

erlach und Kirsch ab
2011 als Vertreter der Anteilseigner im

 Lenkungs-
ausschuss zur Veräußerung der W

estLB tätig. Kirsch
in seiner Funktion als Landesdirektor des LW

L und
G

erlach als Präsident des W
LSG

V. Allerdings galt
Kirsch laut M

ünsteraner Lokalpresse vom
 O

ktober
2012 als „Landesdirektor auf Abruf“, da er im

 Ver-
band ohne politischen Rückhalt agierte. N

ach der
N

RW
-Kom

m
unalw

ahl 2009 fanden sich in der Land-
schaftsversam

m
lung, dem

 Parlam
ent des LW

L, SPD
,
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G
rüne und FD

P zu einer Am
pelkoalition zusam

m
en

und lösten die bis dahin unausgesprochen regieren-
de große Koalition ab. D

ie erste Aktion der neuen
M

ehrheit w
ar eine Erklärung: Kirsch m

üsse nach der
kom

m
enden Kom

m
unalw

ahl 2014 gehen. 

Als am
 30. N

ovem
ber 2012 das Kaufangebot der Al-

lianz schließlich öffentlich w
urde, beeilte sich Kirsch

festzustellen: „W
ir planen derzeit nicht, unsere An-

teile an der Provinzial N
ordW

est zu verkaufen. Es
gab in der Vergangenheit im

m
er w

ieder Angebote
für das w

irtschaftlich gesunde U
nternehm

en m
it her-

vorragenden Bilanzzahlen. D
ie Provinzial, die eine In-

stitution in W
estfalen ist, kann aber nur m

it der Zu-
stim

m
ung aller Anteilseigner verkauft w

erden.“

D
er G

esam
tbetriebsratsvorsitzende der Provinzial

N
ordW

est, Albert Roer, erklärte m
it Blick auf den ge-

planten Verkauf: „W
enn das so kom

m
t, dann w

äre
das eine Katastrophe.“ Als auf Landes- und Bundes-
ebene aktives M

itglied der C
D

U
-Arbeitnehm

erverei-
nigung C

D
A (C

hristlich-D
em

okratische Arbeitneh-
m

erschaft D
eutschlands) sah Roer allerdings schon

seit Längerem
 Verdachtsm

om
ente im

 H
inblick auf

eine anstehende Veräußerung. Roer verlautbarte,
G

erlach als auch Kirsch hätten entsprechende N
ach-

fragen stets verneint und versichert, dass an diesem
Them

a „nichts dran“ sei. Roer w
ar aber scheinbar

aufgrund der Verdachtsm
om

ente nicht ganz unvor-
bereitet – entsprechend w

aren die politischen W
ege

für ihn an jenem
 30. N

ovem
ber kurz. So trafen sich

am
 selben Tag Provinzial-M

itarbeiter*innen m
it Lan-

desarbeitsm
inister G

untram
 Schneider (SPD

), w
el-

cher seine U
nterstützung bei der Verhinderung des

Verkaufs zusicherte. 

G
egen den geplanten Verkauf setzte am

 3. D
ezem

-
ber 2012 die D

ienstleistungsgew
erkschaft ver.di ein

Zeichen und kündigte m
assiven W

iderstand an. Für
den 5. D

ezem
ber plante ver.di außerordentliche Be-

triebsversam
m

lungen in M
ünster, Kiel und H

am
burg.

Beate M
ensch, ver.di-Bundesvorstandsm

itglied, stell-
te im

 H
inblick auf einen Verkauf zudem

 fest: „D
urch

eine solche Entscheidung w
ürde der gesam

te Spar-
kassen-Finanzverbund infrage gestellt.“ Ebenfalls am
3. D

ezem
ber w

urde bekannt, dass die Allianz angeb-
lich bereit w

ar, deutlich m
ehr als den zunächst gebo-

tenen Buchw
ert von 2,25 M

illiarden Euro zu zahlen.
Bei einer am

 gleichen Tag stattfindenden und schon
länger geplanten Zusam

m
enkunft der regionalen

Sparkassenpräsidenten in Berlin w
ar der geplante

Verkauf gleichfalls D
iskussionsthem

a, allerdings
ohne konkretes Ergebnis.

N
ach der Aufsichtsratssitzung der Provinzial N

ord-
W

est am
 4. D

ezem
ber 2012 erklärten W

LSG
V und

LW
L gleichlautend: „D

ie Eigentüm
er der Provinzial

N
ordW

est H
olding geben bekannt, dass es Interesse

aus dem
 Versicherungslager für den Erw

erb der Be-
teiligung an der Provinzial N

ordW
est H

olding gibt.
D

ie Eigentüm
er w

ollen sehr zeitnah entscheiden, ob
ein Verkauf überhaupt und w

enn ja, zu w
elchen Be-

dingungen infrage kom
m

t.“

An der von ver.di bereits angekündigten Betriebsver-
sam

m
lung am

 5. D
ezem

ber 2012 nahm
en über

1.000 M
itarbeiter*innen teil. D

er ver.di-G
ew

erk-
schafter Frank Fassin sprach den Anw

esenden M
ut

zu. M
an habe eine außerordentliche Aufsichtsratssit-

zung beantragt, nachdem
 bei der Sitzung am

 4.D
e-

zem
ber der von Arbeitnehm

erseite beantragte Ta-
gesordnungspunkt zum

 Verkauf der Provinzial N
ord-

W
est aufgrund der, w

ie es hieß, „Kurzfristigkeit“
nicht behandelt w

urde. Fassin verkündete zudem
,

dass neben N
RW

-Arbeitsm
inister G

untram
 Schneider

(SPD
) auch der C

D
U

-Fraktionsvorsitzende im
 N

RW
-

Landtag, Karl Josef Laum
ann, inform

iert w
orden sei

und ebenfalls seine U
nterstützung zugesagt hätte.

Aufgrund dieser politischen Lobbyarbeit gab sich
Fassin zuversichtlich, den Verkauf verhindern zu
können. Außerdem

 sollten m
it einem

 Stand in M
ün-

sters Innenstadt die Bürger*innen überzeugt w
er-

den, sich m
it den Provinzial-Beschäftigten zu solida-

risieren. Roer und Fassin verw
iesen zudem

 auf G
e-

w
erkschaftsjurist*innen und gingen davon aus, dass

der LW
L laut G

esetzeslage seine Anteile nicht ver-
kaufen dürfe. U

rsächlich hierfür sei die Ansicht, dass
die Provinzial N

ordW
est öffentliches Eigentum

 ist
und EU

-w
eit angeboten w

erden m
uss – ein solcher

Vorgang könne Jahre dauern. 

N
icht anw

esend bei der Betriebsversam
m

lung, um
Fragen zu einem

 m
öglichen Verkauf zu beantw

orten,
w

ar der C
hef der Provinzial N

ordW
est, U

lrich Rüther.
Rüther galt als G

egner eines Verkaufs. Seit Anfang
2009 stand der gebürtige Ibbenbürener an der Spit-
ze der Provinzial N

ordW
est H

olding. W
ährend der

Betriebsversam
m

lung befand sich Rüther auf dem
W

eg von der Tiefgarage in sein Büro und fingierte
dort ein Attentat gegen sich selbst. Er stach dabei
m

ehrfach m
it einem

 sogenannten Phasenprüfer auf
sich selbst ein und fügte sich leichte Stichverletzun-
gen zu. D

as eingesetzte zw
ölfköpfige Erm

ittlerteam
fahndete m

it H
ochdruck nach dem

 verm
eintlichen

Angreifer. Sechs Tage später offenbarte sich Rüther
schließlich gegenüber Polizei und Staatsanw

alt-
schaft.
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D
ie Tage nach der Betriebsversam

m
lung vom

 5. D
e-

zem
ber 2012 w

aren geprägt von Stellungnahm
en ge-

gen einen Verkauf. Landtags- und Bundestagsabge-
ordnete von C

D
U

, SPD
 und LIN

KEN
 bekräftigten ihre

G
egnerschaft zur Ü

bernahm
e durch die Allianz. „W

ir
stehen solidarisch an der Seite der Beschäftigten
und ihrer G

ew
erkschaft“, so der dam

alige M
ünstera-

ner Bundestagskandidat der LIN
KEN

, H
ubertus Zde-

bel. D
er D

eutsche G
ew

erkschaftsbund (D
G

B) erklär-
te sich ebenfalls solidarisch m

it den Beschäftigten.
D

er Regionsvorsitzende H
einz Ritterm

eier erinnerte
dabei die Sparkassen und den LW

L an ihre regionale
Verantw

ortung. M
ünsters O

berbürgerm
eister M

arkus
Lew

e (C
D

U
) w

andte sich in einem
 Schreiben an alle

Eigner der Provinzial N
ordW

est m
it der Bitte, den

Verkauf zu überdenken. Zudem
 trat er m

it einem
Schreiben an G

eorg Fahrenschon, den Präsidenten
des D

eutschen Sparkassen- und G
iroverbandes, her-

an. Albert Roer konzentrierte sich derw
eil auf die

N
RW

-Landesebene, um
 so den politischen D

ruck auf
den Landschaftsverband zu erhöhen. Roer verkünde-
te in der Lokalpresse: „U

nsere Erw
artung ist, dass

sich Schneider – aber auch M
inisterpräsidentin Kraft

– öffentlich klar positionieren.“

Von dieser Entw
icklung scheinbar unbeeindruckt ver-

kündete W
olfgang Kirsch am

 9. D
ezem

ber 2012,
dass er „ergebnisoffen w

eiterverhandeln“ w
olle. 

G
leichzeitig herrschte in den LW

L-Fraktionen von
SPD

 und C
D

U
 noch Konfusion bezüglich einer klaren

Positionierung zum
 Verkauf der Provinzial N

ordW
est

für die am
 14. D

ezem
ber anberaum

te Landschafts-
ausschusssitzung, auf der im

 LW
L über den Verkauf

entschieden w
erden sollte. Eine entsprechende Be-

schlussvorlage lag zudem
 noch nicht vor.

Am
 10. D

ezem
ber 2012 veröffentlichte die D

üssel-
dorfer Staatskanzlei folgende Erklärung: „M

inister-
präsidentin H

annelore Kraft hat – vor dem
 H

inter-
grund aktueller M

edienberichte über einen m
ög-

lichen Verkauf der Provinzial N
ordW

est an private
Versicherungsunternehm

en – m
it den beiden N

RW
-

Sparkassenverbänden und Vertretern der Land-
schaftsverbände über die Situation der öffentlich-
rechtlichen Versicherungen in N

RW
 gesprochen. D

a-
bei w

urde vereinbart, bis zum
 31. M

ärz 2013 über
M

öglichkeiten einer Fusion der beiden Provinzial-Ver-
sicherungsgesellschaften N

ordW
est und Rheinland

zu verhandeln. D
ie G

espräche m
it anderen Interes-

senten w
erden bis dahin ausgesetzt. D

ie G
esprächs-

teilnehm
er haben zugesagt, sich in ihren G

rem
ien für

entsprechende Beschlüsse einzusetzen.“ N
ach die-

ser Erklärung folgte eine gem
einsam

e Pressem
ittei-

lung der Vorstände der Provinzial N
ordW

est und
Rheinland, in w

elcher die Aufnahm
e von G

esprächen
und eine konkrete Entscheidungsvorlage für Ende
M

ärz angekündigt w
urden. 

D
as m

orgendliche G
espräch in der Staatskanzlei

schien auch bei W
olfgang Kirsch seine W

irkung nicht
verfehlt zu haben. N

un w
ollte er den Vorschlag der
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Staatskanzlei dem
 Landschaftsausschuss zur Ab-

stim
m

ung vorlegen. Ähnlich zustim
m

end äußerten
sich auch SPD

 und C
D

U
 im

 Parlam
ent des LW

L. 

D
er W

iderstand der M
itarbeiter*innen ließ sich von

der Erklärung aus D
üsseldorf ebenfalls nicht beein-

drucken. Am
 Abend des 10. D

ezem
ber fand, w

äh-
rend der Sparkassengala, vor dem

 M
ünsteraner

Stadttheater eine D
em

onstration gegen den Verkauf
und für die Eigenständigkeit des U

nternehm
ens m

it
etw

a 500 Provinzial-Beschäftigten statt.

D
ie G

ew
erkschaft ver.di bew

ertete die von H
annelo-

re Kraft herbeigeführte Aussetzung der Verkaufsge-
spräche kritisch. In einer Pressem

itteilung vom
 11.

D
ezem

ber 2012 hieß es, es sei zw
ar zu begrüßen,

dass die unm
ittelbare Verkaufsdrohung vom

 Tisch
sei. „Allerdings w

ürden die Arbeitnehm
ervertreter,

die Beschäftigten und ver.di eine klare Positionie-
rung der Politik gegen jede Form

 der Privatisierung
erw

arten.“ Aus diesem
 G

rund entschloss sich ver.di,
am

 14. D
ezem

ber vor dem
 LW

L-Landeshaus gegen
jegliche Privatisierungspläne zu dem

onstrieren. 

Beim
 Provinzial-N

ordW
est-Eigner SG

VH
 in Kiel zeigte

der entstandene D
ruck am

 12. D
ezem

ber W
irkung.

D
er Präsident des SG

VH
, Reinhard Boll, stellte m

it
Blick auf den zuvor von seinem

 Verband gefällten Be-
schluss fest: „D

am
it ist definitiv der Verkauf vom

Tisch.“ D
iese Entscheidung gegen einen Verkauf w

ar
m

it den anderen Anteilseignern nicht besprochen w
or-

den. U
m

 einen Verkauf zu tätigen, w
äre ein einstim

m
i-

ger Beschluss aller Eigner notw
endig gew

esen. Am
Abend des gleichen Tages verabschiedete der Rat der
Stadt M

ünster eine Resolution, die sich gegen den

Verkauf der Provinzial N
ordW

est w
endete.

Am
 13. D

ezem
ber w

urde bekannt, dass das Land
N

RW
 einen Passus im

 Sparkassengesetz streicht,
der eine Fusion der beiden N

RW
-Sparkassenverbän-

de vorschreibt. D
ie per G

esetz vorgeschriebene Fu-
sion w

urde von beiden N
RW

-Sparkassenverbänden
vehem

ent bekäm
pft. D

ie Sparkassenverbände soll-
ten nun lediglich M

aßnahm
en für eine um

fassende
Kooperation ergreifen. D

ies m
ag erklären, w

eshalb
Rolf G

erlach der M
inisterpräsidentin H

annelore Kraft
beim

 Aussetzen der Verkaufsgespräche m
it der Alli-

anz über die Provinzial N
ordW

est keinen W
iderstand

entgegensetzte.

Als der D
em

onstrationszug der Provinzial-N
ordW

est-
M

itarbeiter*innen am
 M

ittag des 14. D
ezem

ber
2012 den H

auptsitz des LW
L erreichte, hatte die Po-

litik bereits eine Entscheidung getroffen. Einstim
m

ig
hatte der Landschaftsausschuss des LW

L gegen den
Verkauf gestim

m
t. D

IE LIN
KE im

 LW
L hatte aller-

dings den zw
eiten Teil der Beschlussvorlage als ein-

zige Fraktion abgelehnt. D
ieser beinhaltete, dass G

e-
spräche über eine Fusion zw

ischen der Provinzial
N

ordW
est und der Provinzial Rheinland geführt w

er-
den sollten. D

er Landesdirektor W
olfgang Kirsch

w
urde entsprechend beauftragt, über diese G

esprä-
che lediglich zu berichten. Einen Autom

atism
us für

einen sich daraus ergebenden w
eiterführenden Be-

schluss gab es nicht m
ehr. D

IE LIN
KE sprach sich

dafür aus, die Provinzial N
ordW

est in der dam
aligen

Form
 beizubehalten und keinerlei Fusionsgespräche

zu führen. D
am

it schloss sie sich den Forderungen
der Beschäftigten an. Kirsch w

ar der Sitzung des
Landschaftsausschusses und der D

em
onstration

ferngeblieben – Term
ine, w

ie es hieß. Zw
ei Eigentü-

m
er, der SG

VH
 und der LW

L, hatten som
it einer

Ü
bernahm

e durch die Allianz also bereits eine Absa-
ge erteilt. Jetzt galt es für den G

esam
tbetriebsrats-

vorsitzenden der Provinzial N
ordW

est, Albert Roer,
noch Rolf G

erlach zu stellen und seine Verkaufsplä-
ne zu vereiteln. Auf der für den 22. D

ezem
ber 2012

term
inierten außerordentlichen Aufsichtsratssitzung

w
ar es dann sow

eit. D
er Aufsichtsrat stim

m
te in der

fünfstündigen Sitzung m
ehrheitlich dafür, dass die

Provinzial N
ordW

est im
 Verbund der öffentlichen Fi-

nanzdienstleister bleiben sollte.

Ende 2013 scheiterten dann auch die Fusionsge-
spräche m

it der Provinzial Rheinland. D
ie Verhand-

lungspartner in W
estfalen und dem

 Rheinland konn-
ten sich nicht darüber einigen, ob die gem

einsam
e

G
esellschaftsform

 eine Aktiengesellschaft oder eine
Körperschaft des öffentlichen Rechts sein sollte.
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G
escheiterte und gelungene U

m
strukturierungspro-

zesse ziehen sich seit den N
ullerjahren dieses Jahr-

hunderts durch die G
eschichte der in M

ünster behei-
m

ateten Provinzial. Ausgangspunkt w
ar der Som

m
er

1994 und die zu diesem
 Zeitpunkt im

 Rahm
en des

EU
-Binnenm

arktes um
gesetzte D

eregulierung der
deutschen Versicherungslandschaft. M

assenentlas-
sungen, Ü

bernahm
en, Fusionen und Rationalisierung

w
aren und sind die Folge der Freigabe dieses Sek-

tors für den kapitalistischen W
ettbew

erb.

D
ie öffentlichen Finanzdienstleister von Landesban-

ken, Sparkassen und Versicherungen w
ie der Provin-

zial sind aufgrund ihrer w
echselseitigen Verflechtun-

gen stets im
 D

reiklang zu betrachten. So auch 2001,
als bei den öffentlichen Banken, die in den Augen
der EU

-W
ettbew

erbshüter als Staatsbanken galten,
die Anstaltslast und G

ew
ährträgerhaftung abge-

schafft w
urde. Bis dahin w

ar es aufgrund dieser
rechtlichen Konstrukte für öffentliche Banken m

ög-
lich, äußerst günstige Refinanzierungsbedingungen
zu generieren, da das Ausfallrisiko sozusagen in die
öffentliche H

and ausgelagert w
orden w

ar. Vor allem
die Landesbanken kam

en durch den W
egfall der

staatlichen H
aftung in Schieflage. Bei der Refinanzie-

rung auf dem
 Kapitalm

arkt geriet nun das Rating öf-
fentlicher Banken ins Blickfeld der M

arktteilnehm
er.

Ähnliche Regelungen befürchteten nun auch die öf-
fentlichen Versicherer in ihrem

 Bereich. H
inzu kam

,
dass durch das „Steuersenkungsgesetz 2001“ und
durch die Reform

 der O
rganschaftsbesteuerung den

öffentlich-rechtlichen Versicherern beträchtliche
N

achteile drohten. Für die M
ünsteraner Provinzial

ging m
an davon aus, dass diese gegenüber gleichar-

tigen Versicherern in privater Rechtsform
 eine jährli-

che steuerliche M
ehrbelastung von m

indestens 30
M

illionen D
M

 zu erw
arten hätte.

Vor dem
 H

intergrund der drohenden Steuernachteile
und des durch die D

eregulierung gestiegenen W
ett-

bew
erbsdrucks beschloss die G

ew
ährträgerver-

sam
m

lung 2001 eine N
eufassung der Satzungen der

in M
ünster ansässigen W

estfälischen Provinzial-Feu-
ersozietät und der W

estfälischen Provinzial Lebens-
versicherungsanstalt. D

ies geschah bei gleichzeitiger
U

m
w

andlung der Feuersozietät und der Lebensversi-
cherungsanstalt in Aktiengesellschaften und führte
zur G

ründung der Provinzial W
estfalen H

olding als
Anstalt des öffentlichen Rechts.

D
ie Provinzial W

estfalen H
olding in der Rechtsform

einer Anstalt öffentlichen Rechts (AöR), sprich eine
m

it einer öffentlichen Aufgabe betraute Institution,
zu führen, erklärt sich aus der historisch gew

achse-
nen Aufgabe zur öffentlichen D

aseinsvorsorge. Ent-
sprechend hieß es in der U

nternehm
enssatzung,

dass G
egenstand der U

nternehm
ung die „Versor-

gung der Bevölkerung m
it Versicherungsschutz und

die Aufrechterhaltung eines kundenorientierten, re-
gional dezentralisierten ausgew

ogenen M
arktes für

Versicherungsprodukte“ ist. 

D
ie Provinzial Rheinland hatte 2001 ebenfalls eine

Rechtsform
änderung durchlaufen und w

ar nun eben-
falls eine H

olding als öffentlich-rechtliche Konstruk-
tion. Ebenso erging es der in Kiel ansässigen Provin-
zial, die seit 2001 als Provinzial N

ord, allerdings in
der Rechtsform

 einer AG
, firm

ierte. Parallel zu diesen
Rechtsform

veränderungen in der Provinzial-Fam
ilie

von N
orddeutschland über W

estfalen bis ins Rhein-
land fanden auch Fusionsverhandlungen zw

ischen
den W

estfalen und den Rheinländern statt. D
iese Fu-

sionsverhandlungen scheiterten allerdings. U
rsäch-

lich für dieses Scheitern w
ar laut M

edienm
eldungen

die Standortlogik der C
D

U
 im

 Rheinland, die sich
über die Sparkassen gegen den H

auptsitz M
ünster

nach einer Fusion aussprachen.

Im
 Juni 2002

stim
m

te der Landschaftsverband
W

estfalen-Lippe (LW
L) über eine Änderung der G

e-
w

ährträgerstruktur bei der W
estfälischen Provinzial

ab. Im
 Zuge der m

it Brüssel vereinbarten Strukturre-
form

 bei der W
estdeutschen Landesbank G

irozentra-
le (W

estLB) verkaufte diese ihren Anteil an den

Ein
e C

h
ron

ik
 der U

m
stru

k
tu

rieru
n

gen
 der M

ü
n

steran
er Provin

zial bis 2012

N
ach

 der Fusion 
ist vor der Fusion
Jörg B

ern
in

g, Eh
em

aliger M
itarbeiter der Frak

tion
 D

IE LIN
K

E. im
 LW

L
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W
estfälisch-Lippischen Sparkassen- und G

iroverband
(W

LSG
V). Bis zu diesem

 Zeitpunkt w
aren der LW

L
m

it 50
Prozent, der W

LSG
V m

it 25
Prozent sow

ie die
W

estLB m
it 25

Prozent als G
ew

ährträger beteiligt.
D

er LW
L und der W

LSG
V w

urden m
it diesem

 Ver-
kauf gleichberechtigte G

ew
ährträger. 

D
ie G

ew
ährträgerstruktur bei den Rheinländern hin-

gegen unterschied sich historisch bedingt von jener
in W

estfalen. D
er Rheinische Sparkassen- und G

iro-
verband (RSG

V) hielt 34
Prozent, der Sparkassen-

und G
iroverband Rheinland-Pfalz (SG

VRP) 33,33
Pro-

zent und der Landschaftsverband Rheinland (LVR)
32,67

Prozent der Anteile. 

Im
 Som

m
er 2003

w
urde eine erneute Fusionspla-

nung zw
ischen Rheinländern und W

estfalen für den
H

erbst ins Auge gefasst. Bis zu diesem
 Zeitpunkt

hatte sich die Kooperation, nach dem
 Scheitern

2001, auf ausgew
ählte IT-Bereiche beschränkt. W

äh-
rend der erneuten Annäherungsversuche verm

eldete
die Provinzial N

ord aus Kiel hohe Verluste, da sie
30

Prozent ihrer Kapitalanlagen in Aktien hielt. D
ie

N
achw

ehen der D
otcom

-Blase w
aren nun auch bei

den öffentlichen Versicherern angekom
m

en. Allge-
m

ein stieg zu diesem
 Zeitpunkt im

 Versicherungs-
sektor der Aufw

and für das Kapitalm
anagem

ent
durch die hohe Volatilität der Finanzm

ärkte, und die
von der Versicherungsaufsicht verschärften Regelun-
gen für das Risikom

anagem
ent übten zusätzlich

D
ruck aus. H

inzu kam
 die Erw

artung, dass die von
der Europäischen U

nion (EU
) vorangetriebene Sol-

vency-II-Regelung hinsichtlich risikoadäquater Eigen-
kapitalanforderungen einen erheblichen Investitions-
bedarf auslösen w

ürde. Schon 2001 hatte der Kieler
Vorstandschef Roland Reim

e eine große Lösung im
Blick: „Am

 sinnvollsten w
äre eine D

eutschland-H
ol-

ding, dann könnte m
an viele Aktivitäten w

irklich ef-
fektiv bündeln.“ H

inzu kam
en 2003 die M

eldungen
über die öffentlichen Versicherer in Süddeutschland,
die sich zu größeren Einheiten zusam

m
enschließen

w
ollten. D

ie Sparkassenverbände im
 N

orden und
W

esten D
eutschlands w

ollten nun ihrerseits eine
G

roßfusion ihrer regional arbeitenden Versicherer
prüfen. So kam

 es, dass sich die Fusionsplanung von
Rheinland und W

estfalen um
 einige w

eitere öffentli-
che norddeutsche Versicherer vergrößerte. M

it in die
nun als „große Lösung“ betitelte Fusionsplanung ein-
gebunden w

urden auch die Kieler Provinzial N
ord

und die niedersächsischen öffentlichen Versicherer
unter dem

 D
ach der Versicherungsgruppe H

annover
(VG

H
). 

D
ie N

iedersachsen m
achten allerdings schon früh-

zeitig aufgrund der kom
plexen Rechtslage innerhalb

ihrer O
rganisation ihr geringes Interesse an einer Fu-

sion deutlich und stiegen aus. Ü
brig blieben die Pro-

vinzial Versicherungen Kiel, M
ünster und D

üsseldorf.
Im

 H
erbst 2003 w

urde die entsprechende Fusions-
planung vonseiten der Träger/Eigner angeschoben.
H

ierzu gehörte ein gem
einsam

er Lenkungsaus-
schuss zur Abnahm

e und Bew
ertung der zuarbeiten-

den G
rem

ien. 

Im
 Frühjahr 2004

kam
 es allerdings schon zum

Bruch innerhalb des Lenkungsausschusses. D
ie Ver-

treter*innen konnten sich nicht darüber verständi-
gen, ob ihre Tätigkeit auf der G

rundlage einer soge-
nannten Plattform

lösung fortgeführt oder ob eine
Vollfusion bei lediglich einem

 gem
einsam

en Lebens-
versicher angestrebt w

erden sollte. D
ie von den

D
üsseldorfern vorgeschlagene Vollfusionslösung

stieß bei den M
itgliedern des Ausschusses aus Kiel

und M
ünster auf keine positive Resonanz. M

ünster
und Kiel arbeiteten stattdessen parallel w

eiter an ih-
rem

 Plattform
m

odell, w
as letztlich zum

 Ausstieg der
Rheinländer aus dem

 Ausschuss führte. 

Im
 Som

m
er 2004

beschlossen die verbliebenen
Träger aus Kiel und M

ünster, die Fusion auf der
G

rundlage des Plattform
m

odells unter dem
 N

am
en

„Projekt Proplus 2“ fortzusetzen. D
ie Fusion verlief

erfolgreich, und rückw
irkend zum

 1. Januar 2005
kam

 es zur G
ründung der Provinzial N

ordW
est H

ol-
ding m

it H
auptsitz in M

ünster. Allerdings w
urde hier-

bei die Rechtsform
 der AG

 anstelle der AöR gew
ählt.

H
intergrund für diese Entscheidung bildeten Beden-

ken hinsichtlich der H
aftungsabschirm

ung der Träger
beim

 Verbleib in der Rechtsform
 der AöR.

Aktionär*innen haften nicht für die Verbindlichkeiten
ihrer AG

. Bei einer AöR geht m
an davon aus, dass

die Anstaltslast die Verpflichtung der Träger beinhal-
tet, die Anstalt m

it den M
itteln auszustatten, die die-

se zur Zw
eckreichung, sprich zur Ausführung ihrer

Tätigkeit, benötigt. N
ach der Fusion ist vor der Fu-

sion. 

Im
 O

ktober 2006
hatte die Spitze der deutschen

Sparkassen von den öffentlichen Versicherern Vor-
schläge für „eine andere Struktur“ verlangt. D

iese
Aufforderung sollte als Signal für die m

ögliche G
rün-

dung einer D
eutschland-H

olding verstanden w
erden.

Im
 Februar 2008 verkündeten die Vorstandschefs

der öffentlichen Versicherer, dass m
an sich gegen

eine Vollfusion ihrer G
esellschaften ausgesprochen

habe. D
am

it w
idersprachen sie den G

eschäftsleitun-
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gen der deutschen Sparkassen, die eine andere
Struktur der öffentlich-rechtlichen Versicherer einge-
fordert hatten.

Trotz der Problem
e bei einer Fusion aller öffentlichen

Versicherer beschlossen die Aufsichtsräte der Pro-
vinzial N

ordW
est und der Stuttgarter Sparkassenver-

sicherung (SV) im
 Frühjahr 2006, in den Bereichen IT

und Kapitalanlagen zusam
m

enzuarbeiten. Am
 1. Ja-

nuar 2007 startete die Kooperation bei den IT-Akti-
vitäten und im

 Asset M
anagem

ent, w
elche in ge-

m
einsam

en G
esellschaften gebündelt w

urden. D
iese

G
esellschaften sollten auch für w

eitere Partner offen
sein.

Im
 Juni 2008

erklärte der Aufsichtsrat der Stuttgar-
ter Sparkassenversicherung eine Fusion m

it der Pro-
vinzial N

ordW
est für m

öglich. H
ierbei sollte das ge-

m
einsam

e IT-Projekt „Apollo“ die G
rundlage für w

ei-
tere Planungen bilden, w

elche dann zu einer Fusion
auf H

olding-Ebene führen sollten, w
obei m

an davon
ausging, die regionalen M

arken beizubehalten. D
ie

Eigner der Provinzial N
ordW

est sahen dies im
 Sep-

tem
ber 2008 allerdings anders. Statt einer Fusion

w
urde die IT-Kooperation für beendet erklärt. D

er

LW
L hatte das gem

einsam
e IT-Projekt „Apollo“ be-

reits als gescheitert bew
ertet. D

ie gem
einsam

e Kapi-
talanlagetochter VersAM

 (Versicherungs-Assetm
a-

nagem
ent G

m
bH

) w
urde dann Ende 2011 aufgelöst

und som
it der letzte Rest des Fusionsprojekts w

eg-
geräum

t. 

D
ie Finanzm

arktkrise brachte die Provinzial N
ord-

W
est und die Provinzial Rheinland im

 Jahre 2009 –
ebenso w

ie den gesam
ten Finanzsektor – in Schw

ie-
rigkeiten. Insbesondere die Landesbanken gerieten
m

it ihren faulen Subprim
ekrediten ins Straucheln.

D
ie Landesbanken gehören w

ie die Sparkassen zum
öffentlichen Finanzsektor. Vor diesem

 H
intergrund

w
urde die Frage aus dem

 Versicherungssektor im
-

m
er lauter, w

arum
 die generell profitablen öffent-

lichen Versicherer nicht verkauft w
erden, statt die

Steuerzahler*innen für die Verluste der Landesban-
ken haften zu lassen. So fiel das G

erücht, dass der
W

estfälische Sparkassen- und G
iroverband JP M

or-
gan beauftragt habe, die M

öglichkeit eines Verkaufs
der Provinzial N

ordW
est zu prüfen, auf fruchtbaren

Boden. D
as G

erücht w
urde erst m

it dem
 Kaufange-

bot der Allianz Ende 2012 W
irklichkeit. 

(Siehe dazu „ H
eiße Tage im

 D
ezem

ber“.)

G
esch

ich
tlich

es 
zur V

ersich
erungs-

w
irtsch

aft
Felix Sch

u
lte, G

esch
äftsfü

h
rer der Frak

tion
 

D
IE LIN

K
E. im

 LV
R

U
rsp

rü
n

ge

D
as Anliegen, sich, die eigene Fam

ilie, Freund*innen und N
achbar*innen bei

G
efahr und U

nglück zu unterstützen und abzusichern, ist w
ohl so alt w

ie die
M

enschheit selbst. Zusam
m

enhalt und gegenseitiger Beistand sind nachgera-
de Voraussetzungen für das Ü

berstehen w
idriger Lebensverhältnisse. 

Ü
ber das natürliche Füreinander hinaus lässt sich der planm

äßige Zu-
sam

m
enschluss von G

leichgesinnten zum
 Schutz gegen spezielle Risiken

schon für das frühe Altertum
 nachw

eisen. 

D
ie system

atische Form
 der Absicherung ist bereits durch den C

odex H
am

-
m

urapi dokum
entiert, eine babylonische Sam

m
lung von Rechtssprüchen

von circa 2.000 v.C
hr. D

ort finden sich Bestim
m

ungen, die Karaw
anenteil-

nehm
er verpflichteten, etw

a im
 Falle eines Ü

berfalles Verluste gem
einsam

zu tragen. Zum
 Sam

m
eln und Verw

alten der notw
endigen Rücklagen und

zur Prüfung von Ansprüchen w
urden gem

einschaftlich bestim
m

te Ehren-
m

änner beauftragt.

Zu frühen versicherungsähnlichen Konstruktionen m
it entsprechenden An-

teilszahlungen kam
 es im

m
er w

ieder im
 Zusam

m
enhang m

it risikoreichen
U

nternehm
en w

ie etw
a dem

 Seehandel. So gab es gesetzliche Regelungen
zu G

efahrengem
einschaften beim

 Seetransport im
 hellenistischen und spä-

ter auch röm
ischen Rechtskreis. D

anach m
ussten Schäden durch den Ver-

lust von W
aren durch Seenot von allen Beteiligten gem

einsam
 getragen

w
erden.

Schutz und Absicherung boten alsdann auch H
ilfeleistungen vor religiösem

H
intergrund. Leistungen der Kirchen und Klöster, aber auch die karitative

G
rundhaltung der G

ilden und Zünfte entsprachen dem
 Ideal des gottgefälli-

gen Lebens im
 M

ittelalter. Aufschlussreich ist, dass Versicherungen in stark
katholisch geprägten Regionen erst erheblich später zu finden w

aren als an-
dersw

o, w
as kaum

 auf die Anerkennung der göttlichen Vorsehung als viel-
m

ehr auf einen zunächst ausreichenden Beistand religiöser Einrichtungen
zurückzuführen ist.

B
ran

dbettel

Ein G
ebäudebrand w

ar in früheren Jahrhunderten für die Betroffenen fast
im

m
er ein existenzbedrohender Schlag. W

eit stärker noch als heute w
ar das

H
aus für dessen Bew

ohner*innen lebensw
ichtiger Schutz und oft auch Ar-

beitsstätte, Verm
ögen und Altersvorsorge. D

er Verlust des H
auses bedeute-
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te sozialen Abstieg, ja vielleicht sogar Verarm
ung und Elend. Brände gab es

w
egen offener Feuerstellen häufig. O

ft w
urden dadurch ganze D

örfer oder
Städte vernichtet. Betroffene konnten zw

ar m
it H

ilfe rechnen, hatten darauf
aber keinerlei Ansprüche. 

U
m

 G
eschädigten die M

öglichkeit zu geben, die schlim
m

ste N
ot w

enigstens
abzum

ildern, gab es den vom
 O

rtsvorsteher oder von einem
 G

eistlichen aus-
gestellten Brandbrief, in dem

 die G
eschädigten der M

ildtätigkeit em
pfohlen

w
urden. D

ieser Brandbettel erlaubte dem
 G

eschädigten ausdrücklich das
Betteln, das gew

öhnlich streng verboten w
ar, – m

it ihm
 zogen sie gaben-

sam
m

elnd durchs Land.

Brandbettel w
urden jedoch im

m
er w

ieder eigenm
ächtig bzw

. m
issbräuchlich

verw
endet. D

as beeinträchtigte die Spendenbereitschaft und führte letztlich
zu einer Schlechterstellung der tatsächlich G

eschädigten. Als das Sam
m

eln
von Alm

osen schließlich als Ärgernis em
pfunden w

urde, w
andte sich der

N
ürnberger Kam

eralist Paul Jacob M
arperger (1656–1730) in einer 1722

vorgelegten Schrift gegen den „U
nfug des täglich überhand nehm

enden
Brand-Bettelns“.

„Feuer-O
rdnungen“ sow

ie die Errichtung von Feuerkassen sollten Abhilfe
schaffen. In der Folge erließ August der Starke am

 5. April 1729 das „M
an-

dat w
ider das Bettelw

esen und w
egen Errichtung einer Allgem

einen Brand-
C

asse“.

Ü
berdies förderten Brandkatastrophen, w

ie zum
 Beispiel die Feuersbrunst

von London im
 Jahre 1666, die Einsicht um

 die N
otw

endigkeit eines gere-
gelten Versicherungsschutzes. Im

 17. und 18. Jahrhundert entstanden so
vor allem

 in England, D
eutschland und dann in den Vereinigten Staaten von

Am
erika die ersten Feuerversicherungsgesellschaften. D

iese Institutionen
gelten als m

aßgebliche Vorläufer der heutigen Versicherungen.

D
ie ak

tu
elle V

ersich
eru

n
gsw

irtsch
aft 

entw
ickelte sich im

 W
esentlichen aus drei Q

uellen: genossenschaftlichen
Zusam

m
enschlüssen, staatlichen Initiativen und U

nternehm
ungen aus rein

geschäftlichen M
otiven. 

G
en

ossen
sch

aftlich
e Zu

sam
m

en
sch

lü
sse 

zu Versicherungszw
ecken finden sich bei den m

ittelalterlichen Zünften der
H

andw
erker und G

ilden der Kaufleute. W
aren zunächst ökonom

ische Aspek-
te Versicherungsgegenstand, w

urden allm
ählich auch Leistungen bei Krank-

heit, Tod und Invalidität gew
ährt. D

azu bildeten sich später w
egen m

angeln-
der m

athem
atischer G

rundlagen und teils nur vorübergehend Begräbnis-,
Kranken-, Sterbe- sow

ie W
itw

en- und W
aisenkassen.

Ab M
itte des 16. Jahrhunderts entw

ickelten sich in Schlesw
ig-H

olstein soge-
nannte Brandgilden. D

iese Einrichtungen gelten als U
rsprünge des Versiche-

rungszw
eiges nach dem

 G
egenseitigkeitsprinzip. D

ieses Prinzip geht w
eiter

als eine reine Risikoversicherung, bei der der Schaden Einzelner durch eine
w

ie auch im
m

er geartete G
esellschaft getragen w

ird. N
ach dem

 G
egensei-

tigkeitsprinzip sind die Versicherten unbedingt auch Eigentüm
er*innen des

U
nternehm

ens. Es gibt dam
it kein unm

ittelbares Profitinteresse etw
aiger
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Kapitaleigner*innen, die G
eschäftspolitik orientiert sich som

it an den Inter-
essen der M

itglieder. D
ie M

itglieder bestim
m

en denn auch direkt – bzw
. in-

direkt über Vertretungen – m
it.

Staatlich
er Ein

griff 

Von diesen G
egenseitigkeitsversicherungen unterscheiden sich öffentlich-

rechtliche Versicherungsunternehm
en dadurch, dass ihre G

ründung nicht
auf eine G

em
einschaft G

leichgesinnter, sondern auf eine Initiative staat-
licher Stellen zurückgeht, in der Regel auf Regenten föderal gegliederter
Landesteile des D

eutschen Bundes und seiner Vorläufer. M
it dem

 Ende der
ständischen H

errschaftsverhältnisse ging die Trägerschaft der öffentlich-
rechtlichen Versicherungsunternehm

en auf die entsprechenden Rechts-
nachfolger über, zum

eist G
ebietskörperschaften w

ie zum
 Beispiel die Land-

schaftsverbände.

D
ie erste öffentlich-rechtliche Institution in diesem

 Sinne w
ar die 1676

vom
 Rat der Stadt errichtete H

am
burger Feuerkasse, die durch Ver-

m
ittlung des U

niversalgelehrten G
ottfried W

ilhelm
 Leibniz (1646–

1716) zum
 Vorbild für viele w

eitere G
ründungen w

urde. 

Zunächst ab 1718 in Preußen und dann sukzessive in fast allen deut-
schen Teilstaaten entstanden solche öffentlich-rechtlichen Versiche-
rungsanstalten, vor allem

 zum
 Betrieb der G

ebäudeversicherung. D
er

Tätigkeitsbereich der Anstalten orientierte sich oft an den jew
eiligen

Landesgrenzen der dam
aligen deutschen Kleinstaaten m

it ihren eige-
nen Zoll- und Finanzw

esen. Infolgedessen ist der deutsche Versiche-
rungsm

arkt noch heute durch eine Regionalität insbesondere seiner öffent-
lich-rechtlichen G

esellschaften geprägt.
D

as Regionalitätsprinzip von öffentlich-rechtlichen Versicherungsunterneh-
m

en bzw
. von Versicherungsunternehm

en aus der G
ruppe der „Ö

ffent-
lichen“ m

it ihrer Aufteilung der G
eschäftsgebiete kann jedoch auch aus ih-

rem
 öffentlichen Auftrag abgeleitet w

erden. D
ieser sah die dauerhafte Si-

cherstellung eines um
fassenden und preisgünstigen Versicherungsschutzes

für die Bevölkerung einer bestim
m

ten Region vor, ohne dabei m
it anderen

öffentlich-rechtlichen Versicherungsunternehm
en in Konkurrenz zu stehen.

Insofern ein bem
erkensw

erter Aspekt, als dam
it schon früh von einem

 na-
türlichen M

onopol im
 Versicherungsw

esen zum
indest bei öffentlich-rechtli-

chem
 Betrieb ausgegangen w

urde.

Erst vor relativ kurzer Zeit – m
it dem

 europarechtlich vorgegebenen W
egfall

der besonderen Rechte für die G
ebäudeversicherung in einigen Bundeslän-

dern im
 Jahre 1994 – sind die Anstalten zum

 Teil privatisiert und zu-
sam

m
engeschlossen w

orden, w
odurch das Regionalitätsprinzip erheblich

geschw
ächt w

urde. W
eil sich das Aktienkapital der betroffenen Anstalten

bei Sparkassen und Kom
m

unalverbänden befindet, haben sie freilich w
eiter-

hin den Status öffentlicher Versicherer.

Beruht der G
edanke des genossenschaftlichen Zusam

m
enschlusses auf der

Idee gegenseitiger H
ilfe und die öffentliche Versicherung auf Ü

berlegungen
der Kam

eralistik und der Staatsphilosophie des aufgeklärten Absolutism
us,

die es als Aufgabe ansah, die „W
ohlfahrt der U

ntertanen“ auch durch Schaf-
fung von Versicherungen zu fördern, ist für die Versicherung auf kaufm

änni-
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Brand 1842 in H
am

burg.
Eim

becksches H
aus



scher G
rundlage das Risiko w

esentlich. D
iese kaufm

ännische Versicherung
folgte dem

 H
andel über die H

afenplätze, also von H
am

burg aus, ins Binnen-
land. D

as Versicherungsw
esen w

urde zum
 W

irtschaftszw
eig.

D
ie aktuellen m

erkantilen Versicherungsbetriebe sind aus kleinen Anfängen
durch eine starke Konzentration zu großen w

irtschaftlichen Einheiten gew
or-

den. Bei den ersten G
esellschaften, die im

 19. Jahrhundert aufkam
en, han-

delte es sich um
 ausgesprochene Kleinbetriebe. D

ie G
eschäftstätigkeiten

w
urden oftm

als zunächst in der W
ohnung des U

nternehm
ensgründers bzw

.
D

irektors oder w
enigen gem

ieteten Räum
en bew

erkstelligt. Ab etw
a 1850

bildeten sich G
roßbetriebe – einerseits durch den Aufbau von flächende-

ckenden Versicherungsvertretungen, denen die Versicherungsverm
ittlung

zur Lebensgrundlage w
urde, und andererseits durch die Einführung von Ver-

sicherungsbereichen, die für die breite Bevölkerung interessant w
urden, bei-

spielsw
eise die Kleinlebensversicherung.

Provin
zial R

h
ein

lan
d (öffen

tlich
-rech

tlich
e V

er-
sich

eru
n

gen
)

D
ie starke Zersplitterung des öffentlich-rechtlichen

Versicherungsw
esens w

urde bereits vom
 preußi-

schen Staatskanzler Karl August Fürst von H
arden-

berg als um
ständlich bzw

. nachteilig erkannt. Seine
Reform

versuche zur Konzentration und Vereinfa-
chung der Versicherungsverw

altung scheiterten je-
doch zunächst am

 erheblichen W
iderstand der ört-

lichen O
brigkeiten. Erst m

it der Schaffung der preu-
ßischen Provinzen W

estfalen und Rheinland w
urden

Ü
berlegungen zur Zusam

m
enlegung der einzelnen

Versicherungsanstalten (in W
estfalen gab es allein

acht öffentliche Feuersozietäten) w
ieder aufgegrif-

fen. Auf Initiative von König Friedrich W
ilhelm

 III. von
Preußen w

urde in der Folge das gesam
te Feuersozie-

tätsw
esen einer allgem

einen Revision unterzogen. D
abei w

urde eine Reihe
von U

nzulänglichkeiten, die m
it dem

 fragm
entierten Versicherungsbetrieb

einhergingen, in Angriff genom
m

en. M
angelnde Zuverlässigkeit und G

ew
ähr

der vertragsm
äßigen Zahlungen und Leistungen an die Verunglückten, M

iss-
verhältnisse bei den verschiedenen G

raden der Feuergefahr, unvollständig
und unvollkom

m
en geregelte Rechtsverhältnisse – all dies w

urde in neuen
Reglem

ents bereinigt.

Am
 1. Januar 1837 w

urden auf neuer G
rundlage je eine Provinzial-Feuerso-

zietät in W
estfalen, der Rheinprovinz und dem

 dam
als zu Preußen gehören-

den Posen gegründet. Es handelte sich um
 W

ettbew
erbsanstalten, die je-

doch grundsätzlich dem
 Annahm

ezw
ang für G

ebäude unterlagen. D
ie Errich-

tung entsprechender Provinzial-Versicherungsanstalten für alle preußischen
G

ebietsteile gelang allerdings nicht.

D
ie Rheinische Provinzial-Feuersozietät als Vorläufer der Provinzial Rhein-

land hatte ihren Sitz zunächst in Koblenz, der dam
aligen Provinzhauptstadt.

Erst 1875 w
urde die Zentrale nach D

üsseldorf verlegt, dem
 Parlam

ents- und
Verw

altungssitz für den Provinzialverband der Rheinprovinz, einer Selbstver-
w

altungskörperschaft für überkom
m

unale Aufgaben m
it den H

auptorganen
Landeshauptm

ann und Provinziallandtag.
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1824 tagten die preußischen
Provinzialstände im

 Stände-
haus in D

üsseldorf.
Foto: Alice W

iegand

1863 G
enehm

igung zur 
Aufnahm

e der 
M

obiliarversicherung

Für die Rheinische Provinzial bestand keine „Zw
angspflicht zur Versiche-

rung“ – es stand jedem
 frei, G

ebäude auch bei anderen G
esellschaften zu

versichern. An die Stelle des G
egenseitigkeitsprinzips der Sozietät trat 1903

die G
arantie des Provinzialverbandes in G

estalt einer subsidiären G
ew

ähr-
trägerhaftung. M

it dieser Änderung w
ar die U

m
benennung in Provinzial-Feu-

erversicherungsanstalt der Rheinprovinz verbunden. D
ie Entschädigungsleis-

tung bestand in der Regel im
 Ersatz des „w

ahren W
ertes des erlittenen

Schadens“ – praktisch eine N
euw

ertversicherung.

O
rganisatorisch w

aren die Anstalten zunächst m
it der Staatsverw

altung ver-
knüpft und dam

it Teil öffentlicher Verw
altung, einer Konkurrenz unterlagen sie

zunächst kaum
. M

it den zunehm
enden G

ründungen privater Versicherungs-
unternehm

en unter intensivem
 Einsatz von Agenten kam

 es zu einer funda-
m

entalen Veränderung des G
eschäftes. D

ie öffentlichen Versicherer m
ussten

aufgrund der neuen Situation, auch w
egen bürokratischer H

em
m

nisse, starke
Einbußen verzeichnen. D

azu kam
 die „Rosinenpickerei“ der privaten Konkur-

renz: W
ährend den Ö

ffentlich-Rechtlichen die M
öglichkeit der Versicherung

bew
eglicher Sachen fehlte, hatte die private Versicherungsw

irtschaft kaum
Interesse an der w

eniger gew
innträchtigen G

ebäudeversicherung.

Bald geriet das gesam
te öffentlich-rechtliche Versicherungsw

esen in eine
schw

ere Krise. Angesichts der Konkurrenz der privaten G
esellschaften er-

w
ogen m

anche Sozietäten sogar, den Betrieb einzustellen und das gesam
te

Versicherungsw
esen den Privatanstalten zu überlassen. D

er w
estfälische

Provinziallandtag etw
a m

usste sich m
it dem

 G
esuch auf Auflösung der Ver-

sicherungsanstalt auseinandersetzen, lehnte den Antrag aber m
it der Be-

gründung ab, dass die Sozietät gerade für die kleinen Leute ein unentbehrli-
ches H

ilfsm
ittel sei.

Angesichts der m
assiven Problem

e w
urde eine grundlegende Reorganisa-

tion des öffentlich-rechtlichen Versicherungsw
esens notw

endig.
Am

 Anfang stand die Zusam
m

enarbeit der Anstalten. U
nter W

ahrung des
Regionalitätsprinzips w

urden die gem
einsam

en Interessen gebündelt und
ein system

atischer Erfahrungsaustausch begonnen. D
am

it einhergehend
w

urden erste zusam
m

enfassende Statistiken über die deutsche öffentlich-
rechtliche Feuerversicherung, die eine Erforschung der Brandursachen er-
m

öglichten, veranlasst. Im
 Interesse der W

ettbew
erbsfähigkeit w

urden fer-
ner die von den privaten U

nternehm
en entw

ickelten G
rundlagen der Versi-

cherungstechnik eingesetzt.

W
ichtig für die Reanim

ation des öffentlich-rechtlichen Versicherungsw
esens

w
ar die Erlaubnis der Versicherung bew

eglicher Sachen durch öffentliche
Versicherer. Als erster öffentlicher Anstalt w

urde der W
estfälischen Provin-

zial-Feuersozietät durch Erlass vom
 16. Januar 1861 gestattet, eine M

obili-
ar-Feuerversicherung aufzunehm

en.

D
am

it w
urde den Sozietäten der W

eg vom
 G

ebäudeversicherer zum
 Scha-

dens- und U
nfallversicherer eröffnet. D

ie m
eisten Anstalten erw

eiterten ihr
Angebot in den ersten Jahren des 20. Jahrhunderts um

 eine ganze Reihe
von Posten, darunter Einbruchdiebstahl-, Beraubungs-, Leitungsw

asser- und
G

lasversicherung. Als erste öffentlich-rechtliche Feuerversicherungsanstalt
führte im

 Jahre 1918 die M
agdeburgische Land-Feuersozietät die H

aft-
pflichtversicherung ein. 1914 w

urden die Provinzial-Lebensversicherungsan-
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1903 G
ründung Lebens -

versicherung. Reglem
ent der

Provinzial-Feuer-Versicherungs-
anstalt der Rheinprovinz



stalt der Rheinprovinz in D
üsseldorf und die W

estfälische Provinzial Lebens-
versicherungsanstalt in M

ünster auf den W
eg gebracht.

Bereits in der Vorkriegszeit gab es Ü
berlegungen, die Versicherungsw

irt-
schaft insgesam

t zu verstaatlichen. Ein entsprechendes Konzept w
urde von

Professor Adolph W
agner aufgebracht, einem

 sogenannten Kathedersozialis-
ten. (So w

urden Professoren der N
ationalökonom

ie polem
isch charakterisiert,

die sich für eine staatliche Sozialpolitik einsetzten.) D
ie Idee entsprang fiskali-

schen Erw
ägungen, angestrebt w

urde ein staatliches Versicherungsm
onopol,

das den öffentlichen H
aushalten zugutekom

m
en sollte.

U
nm

ittelbar nach dem
 Krieg w

urde dieses Konzept noch eine Zeitlang disku-
tiert, doch schon bald w

urden diese Pläne zusam
m

en m
it vielen anderen Ver-

staatlichungsideen durch die „W
eim

arer Koalition“ aus M
ehrheitssozialdem

o-
kraten und den bürgerlichen Parteien D

D
P (D

eutsche D
em

okratische Partei)
und katholischem

 Zentrum
 w

ieder begraben. Von den Ü
berlegungen blieb

letztlich eine Versicherungssteuer, m
it der die D

iskussion über eine Verstaatli-
chung der Branche für den Rest der W

eim
arer Jahre praktisch endete.

W
ährend der W

eim
arer Republik entw

ickelten sich die öffentlich-rechtlichen
Versicherungen in fast allen G

eschäftsbereichen zu starken Konkurrenten
der privaten Versicherungen. D

ie von den Privatversicherungen ergriffenen
G

egenm
aßnahm

en führten zu erbitterten Auseinandersetzungen. D
ie Privat-

w
irtschaft m

obilisierte m
it scharfen Angriffen gegen die von ihr so bezeich-

nete „kalte Sozialisierung“ und be- bzw
. verhinderte m

it U
nterstützung der

Vertreter diverser Spitzenverbände der deutschen W
irtschaft recht erfolg-

reich die U
m

setzung der Expansionspläne des öffentlichen Sektors.

In vielen Versicherungsgesellschaften w
urden in den Jahren 1933/34 Auf-

sichtsräte und Vorstände durch den N
azis nahestehende Betriebsführer er-

setzt. So w
urde im

 O
ktober 1933 H

ans G
oebbels, Bruder des Reichspropa-

gandam
inisters Joseph G

oebbels, zum
 G

eneraldirektor und Betriebsführer
der Provinzial Versicherungsanstalten der Rheinprovinz in D

üsseldorf.
Außerdem

 w
urde H

ans G
oebbels Staatsbeauftragter bei der Landesversi-

cherungsanstalt der Rheinprovinz. Für Betriebsführer w
ar die M

itgliedschaft
in der N

ationalsozialistischen D
eutschen Arbeiterpartei (N

SD
AP) praktisch

Pflicht. Juden w
urde verboten, ein solches Am

t ausüben. 

M
it diesen neuen Betriebsführern ging der Aufbau autoritärer U

nterneh-
m

ensstrukturen einher. „Führerprinzip“ und bedingungslose U
nterordnung

der „G
efolgschaft“ w

aren verbunden m
it der Entm

achtung der Betriebsräte
und der Abschaffung von Tarifverträgen. M

aßnahm
en der Provinzial Rhein-

land, die als „Arbeiterfürsorge“ deklariert w
urden, w

aren beispielsw
eise die

Einrichtung von Betriebskantinen, die zum
 Abhören von M

itarbeitergesprä-
chen dienten. D

ie Provinzial Rheinland w
urde seit 1937 jährlich m

it dem
 Ti-

tel „N
S-M

usterbetrieb“ „ausgezeichnet“.

O
bw

ohl es auch w
ährend der N

azizeit Ü
berlegungen zu einer Verstaatli-

chung der Versicherungsw
irtschaft gab, blieben die privaten Versicherungs-

gesellschaften völlig unbehelligt und konnten dank guter Kontakte zur
Reichsführung ihre G

eschäfte sogar ausw
eiten. So expandierte die Allianz in

Teile der besetzten G
ebiete Europas.
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Beileger der Provinzial 
w

ährend der Inflation
1922/23

1933 w
ird H

ans G
oebbels,

Bruder des Reichspropagan-
dam

inisters Joseph G
oebbels,

G
eneraldirektor

In der Folge der N
ovem

berpogrom
e von 1938 m

it H
underten M

orden, der Zer-
störung von 1.400 Synagogen, Betstuben und Versam

m
lungsräum

en sow
ie

Tausender G
eschäfte, W

ohnungen und jüdischer Friedhöfe kam
 es unter bera-

tender Beteiligung von Vertretern der Versicherungsw
irtschaft zu einer Verord-

nung zur „W
iederherstellung des Straßenbildes“. D

anach w
urden alle eventuel-

len Versicherungsansprüche deutscher Jüdinnen und Juden konfisziert. 

Schon 1933 erließen die N
azis ein G

esetz zum
 direkten Einzug von Verm

ö-
gensw

erten. D
ieses G

esetz erlaubte es dem
 Staat, das Eigentum

 von „aus-
gebürgerten Staatsfeinden“ zu konfiszieren. D

iese Vorschriften dienten
dazu, das Verm

ögen jüdischer Bürger*innen nach ihrer Ausw
anderung zu

beschlagnahm
en. Auch Lebensversicherungen w

urden so enteignet. D
ie

Versicherungsgesellschaften gaben die entsprechenden Inform
ationen an

den Staat w
eiter.

1943 w
urden die G

ebäude der Provinzial Feuer- und Leben von Bom
ben ge-

troffen und stark zerstört. Zum
 Ende des Krieges m

usste der Betrieb einge-
stellt w

erden.
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1951: N
eues Logo - 1953: D

as neue Verw
altungsgebäude der Provinzial in

D
üsseldorf – 1975: ED

V-Anlage - 1945: Teilung des G
eschäftsgebiets



N
ach

 1945

Im
 Jahre 1946 w

urde der G
eschäftsbetrieb der Provinzial Rheinland w

ieder
aufgenom

m
en. Als G

ew
ährträger fungierte zunächst das neu gegründete

Land N
ordrhein-W

estfalen, 1953 übernahm
 diese Instanz als Rechtsnachfol-

ger der Rheinprovinz der
Landschaftsverband Rheinland. D

a das G
eschäfts-

gebiet der Versicherung die Fläche des alten Provinzialverbandes abdeckte
und sich dam

it über zw
eiBesatzungszonen bzw

. Bundesländer erstreckte,
kam

 ab 1957 das Land
Rheinland-Pfalz

als w
eiterer G

ew
ährträger dazu.

Eine neue Zentralverw
altung entstand 1953 neben dem

 alten D
irektionsge-

bäude an der
D

üsseldorfer Friedrichstraße. 1995 w
urde dann die H

auptver-
w

altung nach D
üsseldorf-W

ersten verlagert und konzentriert seither m
ehr

als 2.000 Innendienstm
itarbeiter*innen an einem

 Standort. 
Seit dem

 W
irtschaftsaufschw

ung der Bundesrepublik D
eutschland (BRD

) zu
Beginn der 1950er

Jahre bew
ahrte sich das U

nternehm
en ein m

ehr oder
w

eniger starkes W
achstum

 bis in die G
egenw

art.

1994 fand auf Betreiben der Europäischen U
nion (EU

) eine w
eitgehende D

e-
regulierung der europäischen Versicherungsm

ärkte statt. D
ie Versiche-

rungsunternehm
en in D

eutschland unterstehen seither nicht m
ehr der m

a-
teriellen Staatsaufsicht m

it Kontrolle der Versicherungsprodukte und -prä-
m

ien. D
en öffentlich rechtlichen Versicherungen w

urde auferlegt, nunm
ehr

m
öglichst staatsfern zu agieren. 

G
ew

ährträger w
urden in der Folge der Rheinische Sparkassen- und G

irover-
band zu 34 Prozent, der Sparkassen- und G

iroverband Rheinland-Pfalz zu 33
1/3 Prozent sow

ie der Landschaftsverband Rheinland zu 32 2/3 Prozent.
Zum

 Jahresbeginn 2002 w
urden zunächst die Provinzial Lebensversiche-

rungsanstalt und anschließend die Provinzial Feuerversicherungsanstalt in
Aktiengesellschaften um

gew
andelt. U

nter dem
 D

ach einer öffentlich-recht-
lichen H

olding (der G
ew

ährträger) betreiben jetzt
die „Provinzial Rheinland Lebensversicherung AG

“
und die „Provinzial Rheinland Versicherung AG

“
das operative G

eschäft.

Trotz der geänderten Bedingungen bleibt die Pro-
vinzial traditionell Sachversicherer der Städte, G

e-
m

einden und G
em

eindeverbände. D
a sie ihr G

e-
schäft nicht ausschließlich unter Renditegesichts-
punkten betreibt, garantiert sie w

eiterhin über ihr
dichtes Zw

eigstellennetz eine attraktive Vollver-
sorgung bis in strukturschw

ache G
ebiete hinein. 
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2002: G
ründung der Kultur-

und Sozialstiftung
U

nten: N
eues Verw

altungsge-
bäude in D

üsseldorf 1995
„G

ru
n

dsätzlich
 sollte es n

atü
rlich

 selbst-
verstän

dlich
 sein

, dass öffen
tlich

e
U

n
tern

eh
m

en
 der öffen

tlich
en

 Sach
e,

dem
 G

em
ein

w
esen

 dien
en

 bzw
. zu

 
dessen

 N
u

tzen
 h

an
deln

.
D

ieser N
u

tzen
 k

an
n

 in
 seh

r u
n

ter-
sch

iedlich
er Form

 erzielt w
erden

.“


